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Now. 13 


Berlin, den 1. zuli 1935 


16. Jahrgang 


Die agrariſche Uebervölkerung Polens 


Im Volk und Reich Verlag, Berlin, dit vor 
kurzem eine wiſſenſchaftliche Arbeit von Profeſſor 
Dr. Theodor Oberländer, dem Leiter des 
Bundes Deutſcher Often, unter dem Titel „Die 
agrariſche Uebervölkerung Polens“ 
erſchlenen. (118 Seiten mit zahlreichen Karten.) 
Im folgenden wird über einige weſentliche, in dieſem 
Buch erörterte Fragen berichtet. 


„Polen iſt ein landwirtſchaftlich übervölkertes Land.. 
Jeder Landwirt beſitzt in Polen — mit Ausnahme der öſt⸗ 
lichen Gebiete — durchſchnittlich ein um die Hälfte kleineres 
Areal und Arbeitsfeld als die Landwirte in Ländern mit 
einer normalen Bevölkerungsſtruktur; infolgedeſſen iſt er 
während eines bedeutenden Teiles des Jahres tatſächlich 
ane arbeitslos. Gleichzeitig muß ſich in Polen auf 

em Lande von einem Hektar eine doppelt ſo hohe Zahl von 
Perſonen ernähren als in Ländern, welche eine normale 
wirtſchaftliche Entwicklung durchgemacht haben.“ Mit dieſen 
Worten hat der Abteilungsdirektor im polniſchen Landwirt⸗ 
eftsminifterium, Dr. Adam Roſe das ſchwierigſte 
oziale Problem ſkizziert, vor das ſich Polen geſtellt ſieht. 
Prof. Dr. Oberländer hat das Studium dieſes Problems 
in einer gründlichen wiſſenſchaftlichen Unterſuchung der 
deutſchen Oeffentlichkeit zugänglich gemacht. Er hat in ſeiner 
Arbeit die Tatſachen, Auswirkungen und möglichen Heil: 
mittel eines Zuſtandes erörtert, der immer mehr in den 
Mittelpunkt aller wirtſchafts⸗ und bevölkerungspolitiſchen 
eberlegungen der verantwortlichen Stellen des polniſchen 
Staates gerückt iſt. 


In Dänemark, einem hochentwickelten und arbeits⸗ 
intenſiven Bauernland, leben auf 100 ha landwirtſchaftlich 
genutzter Fläche 17 landwirtſchaftlich Erwerbstätige. In 
Oſt polen kommen 34 landwirtſchaftlich Erwerbstätige auf 
100 ha landwirtſchaftlich genutzter Fläche, in Kongreß⸗ 
polen find es ſchon 30 und in Galizien gar 66. Das 
füdliche Kongreßpolen und Galizien find die typiſchen 
Gebiete landwirtſchaftlicher Uebervölkerung: aber auch 
Oſtpolen hat als landwirtſchaftlich übervölkert zu gelten. 
Während in Dänemark auf einen landwirtſchaftlich Erwerbs⸗ 
tätigen faſt 6 lia landwirtſchaftlich genutzter Fläche entfallen, 
treffen in Oſtpolen auf einen ſolchen Erwerbstätigen nur 
knapp 3 ha, in Kongreßpolen etwa 2,6 ha und in Galizien 
nur 1,5 na landwirtſchaftlich genutzter Fläche, während in 
Poſen und Pommerellen das Verhältnis zwiſchen 
Erwerbstätigen und Fläche erheblich günſtiger iſt und als 
geſund gelten kann. Oberländer nimmt in feiner Unter: 
ſuchung unter Berückſichtigung der Verſchiedenheiten in 
Kapitalkraft und Arbeitsintenſität in der Landwirtſchaft der 
einzelnen polniſchen Gebietsteile an, daß als Norm für 
jeden landwirtſchaftlich Erwerbstätigen in Poſen-Pom⸗ 
merellen 3 ha, in Zentralpolen und Galizien 4 ha und in 
Oſtpolen 5 ha erforderlich ſind. Er kommt bei Anwendung 
dieſer Landnutzungsnorm zu dem Ergebnis, daß in 
Polen in der Landwirtſchaft über 4,37 Mil: 
lionen Menſchen zuviel erwerbstätig find, 
was einſchließlich der nicht erwerbstätigen Angehörigen 
einer Maſſe von faſt 7,16 Mill. Menſchen entſpricht. 


Weſtpolen 


Die Gebiete Polens mit der ſtärkſten agrariſchen 
Uebervölkerung find die Wojewodſchaften Kielce, 
Krakau, Lemberg, Stanislau und Tarnopol. 
Hier treten dietypiſchen Erſchein ungen der agra⸗ 
riſchen Uebervölkerung am kraſſeſten hervor. Es 
find die Gebiete des ſtark zerſplitterten Grund⸗ 
beſitzes, der lebensunfähigen Zwergbetriebe. Zugleich 
find es die Gebiete, in denen die Bodenpreiſe und die 
Pachten eine wirtſchaftlich nicht zu rechtfertigende Höhe 
erreichen; die in hoher Kultur befindlichen Böden Poſens 
und Pommerellens werden weit niedriger bezahlt als die 
relativ geringen Böden Galiziens, da dort bei dünnerer 
agrariſcher Beſiedlung das Landangebot groß iſt, hier da⸗ 
gegen die Nachfrage nach Land das Angebot überſteigt. Die 
ſtarke Ueberſetzung der landwirtſchaftlichen Betriebe ver— 
hindert die Kapitalbildung, da nur wenig für den 
Markt produziert werden kann. Während die Betriebe von 
2—50 lia in der Poſener Wojewodſchaft 1927 etwa drei 
Viertel ihrer Geſamterzeugung auf den Markt brachten und 
nur etwa 25 Proz. in der eigenen Wirtſchaft verbrauchten, 
erreichte der Eigenverbrauch dieſer Betriebe in Galizien etwa 
45 Proz. der een Erzeugung, in den Oſtwojewodſchaften 
etwa 43 Proz. In den Kriſenjahren hat ſich der Anteil des 
Eigenverbrauchs noch beträchtlich vermehrt. Eine Folge der 
Kapitalarmut iſt die geringe Intenſivität der Land⸗ 
wirtſchaft in den übervölkerten Gebieten. Die durchſchnitt⸗ 
lichen Hektarerträge an Brotgetreide betrugen in den 
galiziſchen Wojewodſchaften in den Jahren 1928/31 nur etwa 

0 bis 65 Proz. der Erträge in der Wojewodſchaft Poſen, 
dem landwirtſchaftlich am höchſten entwickelten Gebietsteil 
des polniſchen Staates. Zugleich find die agrariſch über: 
völkerten Gebiete diejenigen Landesteile, für die der 
Mangelan Vieh charakteriſtiſch iſt. Während in Weſt⸗ 
polen auf einen im. der Landwirtſchaft Tätigen 2,1 Stück 
Großvieh (ohne Pferde) entfallen, find es in den Oſtwoje⸗ 
wodſchaften nur 1,1, in den Zentralwojewodſchaften nur 0,8 
und in Galizien nur 0,7 Stück Großvieh. Von den drei 
Produktionsfaktoren der Landwirtſchaft: 
Boden, Kapital und Arbeit, iſt in den agra⸗ 
riſch übervölkerten Gebieten (wie in Polen, 
außer Poſen⸗Pommerellen, überhaupt) das Kapital 
der im Minimum, die Arbeit der im Maxi⸗ 
mum vorhandene Faktor. Aber der Faktor Arbeit 
kann nicht zur Auswirkung kommen, da ihm der Motor des 
Kapitals fehlt. ö 

In feiner landwirtſchaftlichen und bevölkerungs⸗ 
politiſchen Struktur iſt das ehemals deutſche Ge⸗ 
biet, vor allem Poſen, vom übrigen Polen und namentlich 
von deſſen übervölkerten Süd⸗ und Oſtgebieten völlig ver⸗ 
ſchieden. Es liegt auf der Hand, daß ſich die ſtaatliche Ver⸗ 
bindung eines landwirtſchaftlich hoch entwickelten Gebietes 


mit Gebieten rückſtandiger Landwirtſchaft und einer be⸗ 
völkerungspolitiſch durchaus geſunden Provinz mit Gebieten 


ungeſunder Siedlungsſtruktur je länger je mehr nachteilig 
auf den hochentwickelten und geſunden Teil auswirken muß. 

8 kennt keine landwirtſchaft! 
liche Ueber völkerung, oder vielmehr: es 


kenntſie noch nicht. Die Gefahr aber, daß ſich ähnlich 
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krankhafte Zustände herausbilden, wie ſie in weiten Teilen hierzu — ſchon nach dem Bevölkerungsſtande von 1921 = 
Ruſſiſch- und Galiziſch-Polens beſtehen, iſt nicht zu über- faſt 1,7 Millionen Hektar aufteilbaren Landes zu wenig da 
eye per BON dran egal TDT og HOν,ν it Seébolterung Polens 


lichen Verbindung mit Polen ſowohl den Ueberſchuß ihrer 
Bevölkerung an die Induſtrie Deutſchlands abgeben wie den 
Ueberſchuß ihrer landwirtſchaftlichen Produktion zu lohnen— 
den Preiſen in den großen Verbraucherzentren des Deutſchen 
Reiches abſetzen. Eine agrariſche Uebervölkerung konnte 
unter ſolchen Umſtänden nicht entſtehen; und der Kapitals 
bildung und damit der Intenſivierung der Landwirtſchaft 
waren die Wege geebnet. 

Seit der politiſchen Umwälzung hat ſich der Nah⸗ 
rungsſpielraum Weſtpollens unter der Kon— 
kurrenz und der Wirtſchaftspolitik der übrigen Gebietsteile 
Polens verringert. Die Preiſe für landwirtſchaftliche 
Produkte, die im heutigen Weſtpolen vor dem Kriege erheb— 
lich über denen Galiziens und vor allem Ruſſiſch-Polens 
lagen, haben ſich nach der Errichtung des polniſchen Staates 
denen der übrigen Gebietsteile angleichen müſſen. In 
welchem Ausmaß das der Fall geweſen iſt, das geht z. B. 
aus folgenden Zahlen, die Oberländer anführt, hervor: 
100 kg Roggen haben im Durchſchnitt der Jahre 1909/13 in 
Poſen 4,02 Dollar, 1930 nur noch 2,60 Dollar geloſtet; die 
entſprechenden Zahlen für Warſchau ſind 2,71 bzw. 2,66 
Dollar. Oder ein anderes Beiſpiel: Hat die Kaufkraft von 
Roggen gegenüber Kohle im preußiſchen Teilgebiet 1912/13 
100 betragen, ſo iſt ſie bis 1925 auf 86 geſunken; im ruſſiſchen. 
Teilgebiet dagegen iſt die Kaufkraft von Roggen gegenüber 
Kohle im gleichen Zeitraum von 100 auf 165 geſtiegen. Die 
Einnahmen der weſtpolniſchen Landwirtſchaft ſind ſeit der 
ſtaatlichen Umwälzung alſo ganz erheblich geſunken, und 
infolge davon hat ſich auch die Kapitalintenſität beträchtlich 
vermindert. Das hat aber (bei immer geringerem Einſatz 
landwirtſchaftlicher Maſchinen und ſtändig ſinkender Ver- 
wendung künſtlichen Düngers uſw.) einen Rückgang der 
Hektarerträge in der weſtpolniſchen Landwirtſchaft 
nach ſich gezogen. Während Zentral- und Oſtpolen im Ver⸗ 
gleich zur Vorkriegszeit eine gewiſſe Steigerung 
Hektarerträge bei eizen, Roggen, Gerſte, Hafer und 
Kartoffeln aufweiſen können, ſind dieſe Erträge in Weſt⸗ 
polen nicht unbeträchtlich gefallen (ſie liegen freilich auch 
heute noch weſentlich über den Erträgen der übrigen Gebiets— 
teile Polens). N 5 | 
Eine ſchwerwiegende Verſchlechterung der Lage der 
weſtpolniſchen Landwirtſchaft iſt infolge der Verſailler 
Grenzziehung auch in ſteuerlicher Hinſicht ein⸗ 
getreten. Preußen hatte vor dem Kriege in ſeinen reichen 
Weſtgebieten weſentliche Beträge für die Hebung von 
Kultur und Wirtſchaft in ſeinen Oſtprovinzen freimachen 
können; Poſen und Pommerellen waren im 
Rahmen des preußiſchen Staates Zuſchuß⸗ 
gebiete. Im Rahmen des polniſchen Staates 
aber haben ſie ſelber die Rolle der wohl⸗ 
habenden Gebiete zu ſpielen, die zum Aus⸗ 
bau der Produktionskräfte der ärmeren. 
Landesteile herhalten müſſen. Was für die 
Induſtriewojewodſchaft Oſtoberſchleſien gilt, das gilt auch 
für die hochentwickelten A Tanger odſchg fen Poſen und 
Pommerellen: Sie ſind die Gebiete, auf deren Koſten ſich die 
rückſtändigen übrigen Teile des polniſchen Staates zu er⸗ 
halten und zu entfalten verſuchen. Die agrariſche Ueber— 
völkerung Süd- und Oſtpolens bedroht auch die ehemals 
deutſchen Provinzen. Die nationalpolitiſch beeinflußte 
Neigung, die Gebiete, die eine agrariſche Ueberſchuß— 
bevölkerung aufweiſen, dadurch zu entlaſten, daß der 
Ueberſchuß in die Gebiete mit ſtärkerem Großgrundbeſitz 
abgelenkt wird, erhöht dieſe Gefahr. 

Dabei iſt folgende Feſtſtellung notwendig: Die 
Parzellierung iſt kein geeignetes Mittel 
zur Beſeitigung der agrariſchen Ueber⸗ 


völkerung Polens, und zwar zunächſt deshalb, weil 


der ſelbſt bei einer reſtloſen Parzellierung aller Güter über 
100 ha zur Verfügung ſtehende Boden bei weitem nicht aus⸗ 
reichen würde, um die Millionen heute mehr oder weniger 
brachliegender agrariſcher Arbeitskräfte produktiv unter- 
zubringen. Selbſt wenn man ſich darauf beſchränken wollte, 
alle lebensunfähigen Zwergbetriebe Polens durch eine Auf— 
teilung aller Großgrundbeſitzflächen von über 100 ha auf den 
Stand einer Ackernahrung von 6 pa zu vergrößern, würden 
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ihrer. 


noch um faſt 5 Millionen Seelen geſtiegen. Weiter ift auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen der polniſchen Agrar— 
reform zu beachten, daß die Schaffung neuer Bauernſtellen 
das Vorhandenſein großer Kapitalien vorausſetzt, und da 
dieſe nicht da ſind, eine zumeiſt recht empfindliche Ver— 
minderung der Ernfeerträge bewirkt, alſo eine Verknappung 
des Nahrungsſpielraumes hervorruft. Im Gegenſatz zur 
Anliegerſiedlung, die durch die Vergrößerung nicht voll 
lebensfähiger Kleinbetriebe im allgemeinen ihren Zweck er— 
füllt, im Rahmen der polniſchen Agrarreform jedoch nur 
eine geringere Rolle geſpielt hat, hat ſich die Neuſiedlung' 
nicht als ein Mittel zur Milderung der Folgen der agra— 
riſchen Uebervölkerung in Polen bewährt; ſie hat ſie vielmehr 
durch die nicht unbedeutende Extenſivierung der Landwirt: 
ſchaft, die ſie zur Folge gehabt hat, verſchärft. 


„Polen hat auf dem Gebiete der Volksbildung, der 
Melioration, der Kredithilfe, des Genoſſenſchaftsweſens, der 
Organiſation des landwirtſchaftlichen Abſatzmarktes uſw. 
gewaltige Aufgaben zu löſen, durch die die agrariſche Ueber— 
völkerung gemildert oder kompenſiert werden könnte, — 
wenn Polen einen inneren oder äußeren Markt hätte, um 
dieſe zuſätzliche Produktion unterzubringen.“ Das heißt: 
Die Ueber völkerung Polens läßt ſich in der 
Hauptſache nur durch eine Intenſivierung 
der Landwirtſchaft in den „ ruffis 
ſchen und öſterreichiſchen ebietsteilen 
beheben. Vorausſetzung dazu aber iſt, daß 
Polen in der Lage iſt, die durch die Intenſi⸗ 
vierung vermehrte landwirtſchaftliche 
Produktion zu lohnenden Preiſen unter- 
zubringen. Das bedeutet im weſentlichen, daß Polen 
verſuchen muß, die Ueberproduktion Poſens und Pom⸗ 
merellens, die auf dem Binnenmarkt laſtet und die Preiſe 
herabdrückt, auf dem Auslandsmarkt abzuſetzen. „Eine Auf⸗ 
nahme der agrariſchen Uebervölkerung in der In⸗ 
duſtrie iſt unter den augenblicklichen Wirtſchaftsverhält⸗ 
niſſen Polens nicht möglich.“ Erſt eine intenſiv wirtſchaftende 
Landwirtſchaft wird auch für die polniſche Induſtrie einen 
lohnenden Abſatzmarkt abgeben. Eine vollbeſchäftigte 
Induftrie wiederum erhöht den Inlandsabſatz der Agrar⸗ 
produkte und ermöglicht eine weitere Verminderung der 
agrariſchen Uebervölkerung durch eine vermehrte Nachfrage 
nach Arbeitskräften in den induſtriellen Berufen. 

Was die notwendige agrariſche Ausfuhrſteigerung an⸗ 
langt, ſo wird dieſe in größerem Ausmaß wohl nur möglich 
ſein, wenn es die polniſche Landwirtſchaft 
verſteht, ſich dem ſpezialiſierten Bedarf 
der ausländiſchen Abnehmer anzupaſſen. 
„Es handelt ſich vor allem um die Deckung des mitteleuro— 
päiſchen Bedarfs an pflanzlichen Oelen und Fetten, ſowie an 
Faſerſtoffen, auf die ſich die polniſche und überhaupt die oſt⸗ 
europäiſche Ländwirtſchaft einſtellen kann. Vei einer 
Steigerung der Hektarerträge für Getreide kann in Polen 
Ackerland im Südoſten für Sonnenblumen, im Nordoſten 
für Leinbau freigemacht werden, beides Kulturen, die viel 
Handarbeit erfordern und deren Endprodukte einen lohnen⸗ 
den Abſatz gewähren.“ Auch hinſichtlich anderer Erzeugniſſe 
wird ſich eine Anpaſſung der polniſchen Landwirtſchaft an 
die Bedürfniſſe der zu gewinnenden ausländiſchen Abnehmer 
durchführen laſſen. N 

Die Intenſivierung der Landwirtſchaft bedarf der Vor⸗ 
bereitung nicht nur von der materiellen, ſonderen ebenſo 
auch von der menſchlichen Seite. Das heißt: Die Inten: 
ſivierung'e der Landwirtſchaft ſetzt bei der 
bäuerlichen Bevölkerung ein gewiſſes Maß 
von allgemeiner und beruflicher Bildung 
voraus, von dem die weit überwiegende Maſſe der 
Bauern gerade der übervölkerten Gebiete Polens noch ſehr 
weit entfernt iſt. So betrachtet, wird die Frage der 
Ueberwindung der agrariſchen Uebervölke⸗ 


rung für Polen zu einem nationalpoliti⸗ 


ſchen Problem. Denn weite Teile der am ſtärkſten über⸗ 
völkerten und der am wenigſten intenſiv wirtſchaftenden 
Gebiete Galiziens und Oſtpolens ſind in überwiegender 
Mehrheit von Nichtpolen beſiedelt. Wenn Polen noch 
weiterhin das nationale Bildungsweſen der Ukrainer in 


der Weiſe, wie es bisher der Fall ift, behindert, wenn es 
weiter jeden Anſatz eines arteigenen Bildungsweſens bei der 
Maſſe der weißruſſiſchen Bauern unmöglich zu machen 
bemüht iſt, dann verbaut es ſich ſelber die Möglichkeit, eines 
der ſchwerſten wirtſchaftlichen und ſozialen Probleme zu 
löſen, die ſein Staatsweſen belaſten, wie es ſich umgekehrt 
den Ertragsreichtum ſeiner landwirtſchaftlich hoch entwickel⸗ 
ten Weſtgebiete zerſtört, wenn es dieſen, um das dortige 
Deutſchtum zu ſchwächen, bedenkenlos die Koſten einer 
Geſundung und Stärkung der rückſtändigeren Gebiete auf⸗ 
bürdet. . 

955 Vorwiegen nationalpolitiſcher Kampfabſichten hat 
die Agrarreform um ihre beabſichtigten Erfolge gebracht. 
Es hat die polniſchen Behörden dazu veranlaßt, auf der 
einen Seite Menſchen aus dem Oſten auf dem intenſiv 
bewirtſchafteten Boden Poſens und Pommerellens anzu— 
ſetzen, deſſen Wirtſchaftsformen und »bedingungen ihnen 
unbekannt waren, und auf der anderen Seite Menſchen aus 
den polniſchen Kerngebieten inmitten der ihnen national 


feindlichen Umgebung Oſtpolens unterzubringen, in einer 
Umgebung, der gegenüber ſie ſich weder wirtſchaftlich noch 
national zu behaupten vermochten. Die Agrarreform hat 
bisher keine Milderung der agrariſchen Uebervölkerung 
herbeizuführen vermocht, obwohl von der im Jahre 1921 
vorhandenen Geſamtfläche des Großgrundbeſitzes bereits 
etwa ein Drittel parzelliert worden if. Wenn ſich die 
Uebervölkerung trotz der Parzellierung eines Drittels der 
hierzu zur Verfügung ſtehenden Fläche nicht nur nicht ver— 
mindert, ſondern noch ganz erheblich verſchärft hat, dann 
kann man daraus wohl die Schlußfolgerung ziehen, daß 
durch die Parzellierung die agrariſche Uebervölkerung auch 
dann nicht zu beſeitigen iſt, wenn auch noch die reſtlichen 
beiden Drittel der Großgrundbeſitzfläche in der bisherigen 
Weiſe aufgeteilt werden. Soll der Kampf gegen 
die Uebervölkerung wirkſam durchgeführt 
werden, dann muß er notwendigerweiſe 
unter Ausſchaltung minderheitenfeind⸗ 
licher Abſichten erfolgen. Dr. K. 


Litauiſche Vorbereitungen zur Unterdrückung der Wahlfreiheit 


Die Einſicht, daß das Memelgebiet ein deutſches Land 
iſt, gewinnt 1115 1050 n Kreiſen des Auslandes allmählich 
an Boden, die ſich bisher geweigert haben, die deut⸗ 
ſchen Auffaſſungen zur Kenntnis zu nehmen. Die rückhaltloſe 
Offenheit, mit der ſich der Führer in ſeiner Reichstagsrede 
vom 21. Mai über das deutſch⸗litauiſche Verhältnis geäußert 
hat, hat die politiſchen Kreiſe des Auslandes davon überzeugt, 
daß es zum mindeſten einmal notwendig iſt, ſich ernſthaft 
über die wirklichen Zuſtände im Memelgebiet zu unterrichten. 
Wenn das Intereſſe, das durch die Führerrede für das 
Memelproblem aus 11 worden iſt, und das ſich in letzter 
Zeit in häufigen Reiſen ausländiſcher Journaliſten ins 
Memelland und nach Litauen äußert, den derzeitigen Macht: 
habern in Memel und Kauen nicht angenehm iſt, wenn ſie 
am liebſten jeden fremden Beſuch aus ihrem Machtbereich 
fernhalten möchten, dann iſt das durchaus zu verſtehen. Sie 
haben eben mancherlei zu verbergen, und ſie wiſſen ſehr gut, 
daß jeder Bericht eines objektiven Beobachters, der in der 
engliſchen, franzöſiſchen, ſchwediſchen oder ſonſtigen auslän⸗ 
diſchen Preſſe über Memel erſcheint, ihnen die Durchführung 
des großangelegten Betruges erſchwert, den ſie bei der Ver⸗ 
anſtaltung der Wahlen zum Memellandtag im September 
dieſes Jahres vorhaben. 


Ueber einige der litauiſchen Fälſchungs⸗ 
manöver wurde an dieſer Stelle („Oſtland“ Nr. 11) be⸗ 
reits kürzlich berichtet. Inzwiſchen haben die Litauer noch 
weitere Mittel gefunden, die ihnen geeignet erſcheinen, das 
Ergebnis der memelländiſchen Landtags⸗ 
wahlen nach ihren Wünſchen und Bedürf⸗ 
niſſen zu, korrigieren“. Der Gouverneur hat kürz⸗ 
lich eine Kommiſſion eingeſetzt, die den Auftrag hat, die 
durch die autonomen memelländiſchen Behörden ausgeſtellten 
Päſſe einer genauen „Prüfung“ zu unter⸗ 
ziehen. Die Kommiſſion iſt beauftragt, jedem Memelländer 
bei Feten auch nur des kleinſten Formfehlers den Paß 
zu entziehen.! . 5 
Hand: Der Inhaber eines „beanſtandeten“ Paſſes wird, da 
ſeine litauiſche Staatsbürgerſchaft erſt „nachgeprüft“ werden 
muß, aus der Wählerliſte geſtrichen, die Teil⸗ 
nahme an der Wahl wird ihm alſo unmöglich gemacht. Daß 
die Kommiſſion in den Päſſen der politiſch „zuverläſſigen“ 
Leute keine Formfehler feſtſtellen wird, läßt ſich leicht denken. 
Einer größeren Anzahl von Memelländern wurden bereits 
die Päſſe unter dem Vorwand, daß fie nicht ganz „einwand— 
frei“ ſeien, entzogen. So wird auch auf dieſe Weiſe von 
litauiſcher Seite verſucht, die zahlenmäßige Stärke der 
deutſchen Wählerſchaft zu verringern. 


Zugleich wird die Maſſeneinbürgerunggroß⸗ 
litauiſcher Zuwanderer in größtem Stil durch- 
geführt, um die Zahl der litauiſchen Wählerſchaft bis zum 
September künſtlich in die Höhe zu ſchrauben. In Memel 
wurde jetzt ein beſonderes Büro eröffnet, das ſich in einem 
Aufruf an die Großlitauer, die das memelländiſche Bürger⸗ 
recht noch nicht beſitzen, gewandt und ſie aufgefordert hat, 
ſich ſofort den memelländiſchen Bürger⸗ 


er Zweck dieſes Manövers liegt klar auf der 


ſchein zubeſorgen. Bei der Ausſtellung dieſer Scheine 
wird von dem Büro auf die geltenden Beſtimmungen 
keinerlei Rückſicht genommen. Es kommt immer häufiger vor, 
daß ſelbſt Großlitauer, die ſich nur vor⸗ 
übergehend im Memelgebiet aufhalten und 
ihren Wohnſitz in Großlitauen haben, das 
memelländiſche Bürgerrecht und damit das 
Recht, im September an den Wahlen teilzu⸗ 
nehmen, erhalten. Während des Sommers werden 
im Memelland verhältnismäßig viele Arbeiter aus Groß- 
litauen als Saiſonarbeiter beſchäftigt; deren Zahl iſt 
in dieſem Jahre infolge der Ausbauarbeiten am Memeler 
Hafen und infolge verſchiedener Neubauten der Poſtverwal⸗ 
tung beſonders groß. Es handelt ſich um Tagelöhner, die von 
einem Tag auf den anderen entlaſſen werden können. Sie 
wechſeln ſehr häufig; und die litauiſchen Behörden ſorgen 
dafür, daß möglichſt jeder dieſer Arbeiter, auch wenn er nur 
Band kurze Zeit im Memelgebiet beſchäftigt iſt und dann 
ofort wieder nach Großlitauen zurückkehrt, ſich den memel⸗ 
ländiſchen Bürgerſchein ausſtellen läßt. Im September wer⸗ 
den dieſe „Memelbürger“ dann vorausſichtlich von jenſeits 
der alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenze als Stimmvieh 
herangeholt werden. Die Schaffung dieſer neuen „Memel— 
bürger“ iſt um ſo widernatürlicher, als es im Memelland 
ſelber durchaus nicht an einheimiſchen Arbeitskräften fehlt. 


Ein weiteres Mittel, die Willensäußerung der memel⸗ 
ländiſchen Bevölkerung nach den im Statut vorgeſehenen 
demokratiſchen Grundſätzen zu verhindern, iſt die Re⸗ 
form des Wahlrechts. Mit der Frage einer Wahl⸗ 
rechtsreform hat ſich die litauiſche Regierung an ſich ſchon 
ſeit langem befaßt. Jetzt ſcheint ſie es mit Rückſicht auf die 
Memelwahlen mit der Durchführung der Reform aber be- 
ſonders eilig zu haben. Da ſich die Regierung in letzter Zeit 
ſehr ſtark mit der geſetzlichen Regelung der Errichtung 
berufsſtändiſcher Kammern befaßt und z. B. ein 
Geſetz zur Errichtung einer Arbeiterkammer bereits verab— 
ſchiedet hat, nimmt man allgemein an, daß die beſchleunigte 
Errichtung dieſer Kammern mit der angekündigten Wahl⸗ 
rechtsreform im Zuſammenhang ſteht, und daß die Regie- 
rung die Abſicht hat, eine Art ſtändiſcher Vertre— 
tung zu ſchaffen, in deren Rahmen es natürlich ſehr leicht 
ſein wird, politiſche Willensäußerungen nicht zum Ausdruck 
kommen zu laſſen. Wenn ein ſolcher Plan wirklich beſtehen 
ſollte, ſo muß ſchon jetzt darauf hingewieſen werden, daß 
ſeine Durchführung im Memelgebiet dem Artikel 16 
des Memelſtatuts widerſpräche, in deſſen erſtem Abſatz 
beſtimmt wird, daß der Memellandtag in allge- 
meiner, gleicher, direkter und geheimer 
Wahl gewählt werden muß. Eine Wahlordnung, 
nach der nicht mehr die einzelnen Bürger, ſondern die ſtän⸗ 
diſchen Vertretungen, wie Handels-, Landwirtſchafts⸗, Hand⸗ 
werks⸗, Arbeiter-, Ingenieur⸗ und ſonſtige Kammern, die 
Abgeordneten der politiſchen Vertretung zu wählen berechtigt 
ſind und überdies ein Teil dieſer Abgeordneten noch von der 
Regierung ernannt wird, läßt ſich mit den im Statut feſt⸗ 


gelegten Grundſätzen in keiner Weiſe vereinen. 
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„Memel iſt ein uralter Hortdes Deutſch⸗ 
tums“, ſchrieb Sir Arnold Wilſon kürzlich im „Nineteenth 
Century“, einer angeſehenen engliſchen Zeitſchrift, „es iſt eng 
verwachſen mit der deutſchen Tradition, ein Teil Preußens 
ſeit ſeiner Gründung, mit einem feſtſtehenden Platz in der 
deutſchen Geſchichte.“ Wer auch nur ein wenig Geſchichts⸗ 
kenntnis und Beobachtungsgabe beſitzt, wird zugeben müſſen, 
daß die Feſtſtellung Wilſons den Tatſachen entſpricht. Aber 
es genügt nicht, daß dieſe Tatſachen nur mehr oder weniger 
häufig und klar in der Preſſe des Auslandes feſtgeſtellt 
werden. Es iſt auch notwendig, daß die auf 
Grund der Memelkonvention für die Zu⸗ 
tände in Memel verantwortlichen Mächte 

afür ſorgen, daß den Litauern bei den 
kommenden Wahlen feine Möglichkeit 
bleibt, den deutſchen Charakter des Memel⸗ 
gebietes zu verſchleiern, indem ſie durch 
allerlei Schiebungen eine ordnungsge⸗ 
mäße politiſche Willenskundgebung der 
Bevölkerung hintertreiben. Zu den litauiſchen 
Behörden kann man nach allem, was geſchehen iſt, nicht 
mehr das Zutrauen haben, daß ſie willens und imſtande ſind, 
für eine freiheitliche Durchführung der Wahlen Sorge zu 
tragen. Die Forderung, die Schulrat Meyer in ſeiner 
letzten Beſchwerde an die Signatarmächte aufgeſtellt hat, 
einen den Wahlvorgang überwachenden Kommiſſar 
der Signatarmächte ins Memelgebiet zu entſenden, 
beſteht alſo zu Recht. Es hat den Anſchein, daß man ſich auch 
in London mit dieſer Frage befaßt; ob man ſich dort aber zu 
einer ſolchen, die litauiſchen Hoheitsrechte einſchränkenden 
Maßnahme entſchließen wird, das ſteht noch nicht feſt. 

Es iſt übrigens intereſſant, feſtzuſtellen, wie Litauen in 
der Memelfrage nach und nach auch von ſeinen „beſten 
Freunden“ verlaſſen wird, wie dieſe „Freunde“ allmählich 
von Litauen abzurücken beginnen. Selbſt in Frankreich, 
wo man für alle die, die ſich gegen Deutſchland einſetzen 
laſſen, ſtets eine bemerkenswerte Vorliebe hat, beginnt man 
unter der Wirkung der engliſchen Vorhaltungen allmählich 
bedenklich zu werden. Sicherlich läßt man dort Litauen nicht 
gerne fallen; aber wenn England, wie es ſcheint, ſo großen 
Wert darauf legt, für eine Beruhigung im Memellande und 
eine Entſpannung des deutſch-litauiſchen Verhältniſſes zu 
ſorgen, mag es vielleicht doch beſſer erſcheinen, dem großen 
eien einen Gefallen zu tun, als noch weiter dem 
kleinen Köter im Oſten zu helfen. Was Moskau anlangt, 
Je iſt der wirkliche Wert ſeiner Freundſchaft, auf die Litauen 

o große Stücke hält, kürzlich ſehr deutlich in einem Artikel 


eines maßgebenden Moskauer Organs der Kommuniſtiſchen 
Internationale zum Ausdruck gekommen: Auf der 
einen Seite hetzt Moskau das kleine Litauen, das es als 
einen Prellbock ſeiner bolſchewiſtiſchen Umtriebe benutzt, 
gegen Deutſchland, indem es deſſen Memelpolitik unterſtützt, 
auf der anderen Seite aber ſchreibt das erwähnte Moskauer 
Blatt, daß die Kommuniſtiſche Partei „im Namen des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker“ entſchieden gegen die Be⸗ 
Ar, des Memellandes durch die Kauener Regierung 
auftrete. 

Eine ähnliche Enttäuſchung haben die Litauer mit ihren 
baltiſchen Freunden erlebt. Die Hoffnung, daß ſich Lett⸗ 
land und Eſtland nach und nach in die Memelpolitik 
einſchalten laſſen und dieſe Politik als im Intereſſe des ge⸗ 
ſamten Baltikums liegend mitmachen und verteidigen wür⸗ 
den, ſcheint ſich doch als irrig zu erweiſen. Zunächſt hat es 
nach dem Abſchluß des Rigaer Paktes vom letzten Jahre 
allerdings den Anſchein gehabt, als ob ſich die beiden anderen 
baltiſchen Staaten mit Litauen in der Memelfrage ſolidariſch 
zu erklären bereit ſeien. Ihre Preſſe fand für die litauiſche 
Politik im Memelland keine kritiſchen, ſondern ſehr oft ſogar 
anerkennende Worte; und in der Behandlung der Deutſchen 
ihrer Länder machten die Regierungen in Reval und Riga 
Anſtalten, ſich nach dem „erfolgreichen“ litauiſchen Vorbild 
zu orientieren. Jetzt aber haben ſie anſcheinend doch ein Haar 
in der Suppe gefunden. Sie fangen an, ſich von 
der litauiſchen Memelpolitik vorſichtig zu 
diſtanzieren; fie ſehen allmählich ein, daß es für fie 
nicht eben vorteilhaft iſt, ſich durch eine Politik zu belaſten, 
die nicht die ihre iſt und die ihnen keinen Nutzen zu bringen 
vermag. Sie erinnern ſich mit einem Male daran, daß die 
Memelfrage beim Abſchluß des Rigaer Paktes ja als eine 
„innere Angelegenheit“ Litauens aufgefaßt worden iſt, und 
daß ſie gar keinen Grund haben, in dieſer Frage für Litauen 
Partei zu ergreifen. Dieſe Erkenntnis kommt etwas ſpät; und 
ſie wäre wahrſcheinlich noch lange nicht gekommen, wenn ſich 
mit dem Abſchluß des deutſch⸗engliſchen Flottenabkommens 
nicht ein Umſchwung des engliſchen Verhältniſſes zu Deutſch⸗ 
land angebahnt hätte, ein Umſchwung, der vor allem in Eſt⸗ 
land, wo man ſich mit Vorliebe an das politiſche Beiſpiel 
Englands zu halten pflegt, einen bemerkenswerten Eindruck 
gemacht hat. Litauen wird ſchließlich die Suppe, die es ſich 
mit ſeiner Memelpolitik eingebrockt hat, ſelber auslöffeln 
müſſen. Es iſt anzunehmen, daß es ſich daran den Magen 
verdirbt, da es ja nicht genügend Vernunft beſitzt, ſich noch 
rechtzeitig durch einen Rückzug aus dem Memelgebiet aus 
der Affäre zu ziehen. 


Der Kampf um den Gulden 


si Eine Rede Dr. Schachts 
Der Beſuch, den der Reichswirtſchaftsminiſter und 


Reichsbankpräſident Dr. Schacht Mitte Juni der Freien 


Stadt Danzig in Erwiderung eines Beſuches des Präſidenten 
der Bank von Danzig abgeſtattet hat, hat auf die durch die 
Währungsſchwierigkeiten noch erregte Danziger Oeffentlich⸗ 
keit beruhigend gewirkt. Wenn dieſer Beſuch auch keinen 
politiſchen Chatakter trug, ſo kam durch ihn, da er gerade in 
dieſem Augenblicke erfolgte, doch die Tatſache zum Ausdruck, 
daß das Deutſche Reich entſchloſſen iſt, der Freien Stadt 
ur Durchführung der notwendigen wirtſchaftlichen Ges 
aden a en ſeine perſonelle und materielle Hilfe 
zu leihen. Und diejenigen, die ein Intereſſe daran verraten, 
daß ſich die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten Danzigs ver⸗ 
ſchärfen, mögen aus dieſer Bekundung der Verbundenheit 
zwiſchen dem Reiche und Danzig die Gewißheit entnehmen, 
daß ſie es, wenn ſie Danzig angreifen, mit 
dem Reiche zu tun bekommen, und daß ſich das, 
was ſie gegen nzig unternehmen, in dieſer oder jener 
Form auch nachteilig für ihre Beziehungen zum Reiche aus— 
wirken wird. 

Reichsbankpräſident Dr. Schacht hat am 14. Juni im 
Danziger Artushof vor den Wirtſchaftlern der Freien Stadt 
eine viel beachtete Rede gehalten. Dr. Schacht charakteriſierte 
die ſchwierige Lage, in der ſich das vertraglich gebundene 
Danzig befindet: In einer Welt, die nicht nur die möglichſte 
wirtſchaftliche Abſchließung aller Länder gegen einander auf 
ihre Fahnen geſchrieben zu haben ſcheint, und beſonders in 
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die Bank von England einlösbar waren, ſo 


einer Welt, die Währungsentwertungen und ⸗ſpekulationen 
u einem Mittel der Politik erniedrigt hat, war und iſt es 
für ein ſo kleines und in feiner Hoheit ein⸗ 
geengtes Währungsgebiet wie Danzig ganz 
beſonders ſchwer, ſeine Währung gegen 
internationale willkürliche Ausnutzung zu 
ſchützen. Der Notenumlauf der Bank von Danzig iſt jo 
gering,, daß es nur eines verhältnismäßig kleinen Spe⸗ 
kulationseinſatzes bedarf, um Erſchütterungen hervorzurufen. 
Dr. Schacht kam dann auf die Währungsſpanne zu 
ſprechen, die bis zum 2. Mai d. Is. zwiſchen Danzig und 
Polen beſtand: Mit der zweiten Stabiliſierung ſeiner 
Währung im Jahre 1926 hatte Polen Danzig gegen⸗ 
über einen Währungsvorſprung von über 
40 Prozent erreicht. In dieſer Lage bot ſich Danzig ein 
Glücksfall dar, dieſen Währungsvorſprung aufzuholen, als 
im September 1931 das engliſche Pfund von ſeiner bis⸗ 
herigen Parität losgelöſt wurde. Da die Danziger Noten 
dem Grundgeſetz der Bank von Danzig nach in Schecks auf 
ätte der Gulden 
automatiſch dem Pfunde folgen müſſen. mit wäre die 
Spanne zum Zloty verringert und die innerlich gefährdete 
Lage des Guldens erleichtert worden. Die damalige Danziger 
Regierung hat dieſen Glücksfall nicht wahrgenommen. Sie 
hat damals den Gulden vom Pfunde gelöft 
und ihn direkt, ohne Anlehnung an eine 
ſtärkere Währung, im Golde verankert 
Seit dieſer künſtlichen Inbeziehungſetzung zum Gold war der 


Gulden zu einem Kampfe verurteilt. der nach Lage der 
Dinge mehr und mehr ausſichtslos wurde und ſchließlich zu 
der Abwertung führen mußte, die am 2. Mai d. Js. vor: 
genommen worden iſt. Man braucht nicht erſt durch Zahlen 
vor Augen zu führen, daß die Deflationspolitik, die 
jener Währungsmaßnahme von 1931 folgte, ſich für Danzig 
ebenſo wenig günſtig ausgewirkt hat, wie die Brüningſche 
Deflationspolitik im Reich ... Der ſtändig zurück⸗ 
gehende Außenhandel Danzigs führte zu 
immer ſtärkerer innerer Belaſtung. Das ge⸗ 
ſamte Brutto-Zollaufkommen, das auf Danzig entfällt, 
betrug noch im Jahre 1925 21,6 Millionen, im Jahre 1934 
aber nur noch 3,5 Millionen Gulden, iſt alſo um nicht 
weniger als um 84 v. H. zurückgegangen. Das hat den 
geradezu wahnwitzigen Zuſtand herbeigeführt, daß in 
Danzig die Zolleinnahmen heute eine Verluſt⸗ 
quelle bedeuten; denn die Koſten der Zollverwaltung ſind 
im letzten Odyre um zweı Millioicen Bde ier Ur dr 
Zolleinnahmen ſelbſt. Auch die Konkurrenz des 
Hafens von Gdingen hat zu dem Rückgang des 
Danziger Handels beigetragen a 

Dr. Schacht 1910 dali über die Maßnahmen, die zur 
weiteren Sicherung des Danziger Guldens notwendig ſind: 
Die Bank von Danzig hat nach dem letzten Status einen 
Umlauf von 32 Millionen Gulden und neben ihren ſonſtigen 
Aktiven allein Außenſtände bzw. Forderungen in gleicher 
Höhe. Wenn die Bank von Danzig dieſe 
Außenſtände auch nur zum Teil eintreibt 
und keine neuen Kredite gibt, ſo wird ſie 
ihren Notenumlauf ſo verringern können, 
daß der Danziger Gulden baldeinen Selten⸗ 
heitswert gewinnt, der ſich in einem Auf: 
geldausprägen könnte. „Sie werden mir jagen”, 
fuhr Dr. Schacht fort, „ja, aber, um Gottes willen, das 
wird doch die Bank von Danzig nicht tun! Ich ſage Ihnen, 
wenn ich Präſident der Bank von Danzig wäre und befände 
mich einer ſo gewalttätigen und vaterlandsloſen Spekulation 
gegenüber, wie dies anläßlich der Deviſenhamſterei der 
letzten Monate in Danzig der Fall geweſen iſt, ſo würde ich 
nicht einen Augenblick zögern, dieſe Politik anzuwenden ... 
Es iſt durchaus möglich, daß bei einer ſolchen Politik der 
Unſchuldige mit dem Schuldigen getroffen wird. Aber das 
Wohl des Ganzen geht über das Wohl des Einzelnen, und 
wer unſchuldig iſt, möge ſich bei den Schuldigen 
bedanken .. 5 

„Ich weiß ſehr wohl“, ſo ſchloß Dr. Schacht, „daß 
Selbstbehauptung in ſchwieriger Zeit Opfer fordert. Dieſe 
Opfer ſo gleichmäßig und gerecht wie möglich auf alle zu 
verteilen, iſt notwendig. Aber die Opfer ſelbſt können nicht 
erſpart bleiben. Danzigs Volkstum und 
Boden wird nicht verlorengehen und nicht 
vermindert werden, weil uns zufällig im 
Augenblick ein paar Deviſen fehlen. Und 
niemand ſoll glauben, daß derartige vor⸗ 
übergehen de Sch wee e an dem Be⸗ 
ſtande des deutſchen Danzigs und an ſeinem 
Willen zur Selbſtbehauptung auch nur das 
geringſte zu ändern vermöchten.“ 


Verhandlungen zwiſchen Danzig und Polen 
Die Polen haben es weiterhin darauf abgeſehen, die 
Schwierigkeiten, in denen ſich Danzig gegenwärtig befindet, 
zu ihrem politiſchen Vorteil auszubeuten. Sie haben ein 


offenſichtliches Intereſſe daran, daß dem durch die opfervolle 
Guldenabwertung vom 2. Mai begonnenen wirtſchaftlichen 


R der Erfolg verſagt bleibt. Die pol- 
niſche Regierung hat gegen die Danziger 
Deviſenbewirtſchaftung Einſpruch erhoben. 


Sie hat es abgelehnt, der polniſchen Poſt in Danzig die vom 
Danziger Senat geforderte Anweiſung zu geben, daß auch ſie 
ſich an die Deviſenvorſchriften zu halten hat. Die polniſche 
Regierung hat weiter die Guthaben der Danziger 
Banken in Polen geſperrt. Der Verband der 
polniſchen Induſtriellen in Danzig hat damit 
gedroht, daß er ſeine Büros ſchließen und rund 600 An— 
geſtellte entlaſſen würde, wenn die Deviſenbewirtſchaftung 
nicht aufgehoben würde. Die durch die Währungsmaß— 
nahmen in Danzig eingefrorenen polniſchen Forderungen 
werden von polniſcher Seite auf etwa 12 Millionen Zloty 
berechnet, von denen faſt die Hälfle auf Warenlieferungen 


der Lodzer Textilinduſtrie und etwa eine Million Zloty auf 
die Lieferungen der oberſchleſiſchen Kohlenbergwerke enk— 
fallen. Recht bezeichnend für die aggreſſive Einſtellung 
Polens zur Danziger Frage iſt die Tatſache, daß der Bund 
der Polen in Danzig die Hilfe der Warſchauer Re— 
gierung gegen die Führung des Staates anruft, in deſſen 
Gebiet er Gaſtrecht genießt; am 23. Juni hat die Leitung des 
Polenbundes in einer Sitzung, an der auch der diplomakiſche— 
Vertreter Polens, Dr. Pape, teilnahm, eine Ent: 
ſchließung folgenden Wortlauts gefaßt: „Die polniſche Volks— 
gemeinſchaft in Danzig beobachtet mit der größten Unruhe 
die infolge der Danziger Valutamaßnahmen bedrohte Wirt— 


ſchaftslage des Danziger Hafens und wendetſich an die 


Regierung der Republik mit der Bitte um 
Abhilfe.“ 

Die polniſche Regierung behauptet, daß die Danziger 
Deviſenbewirtſchaftung mit den geltenden Verträgen in 
Wel peu) eſclyr. Orte Vezreyrkjch) wer Viéeſei Aiffſuſſunqz uff 
den Art. 195 des Warſchauer Abkommens 
vom 24. Oktober 1921, deſſen 3. Abſatz lautet: „Wenn 
die polniſche Regierung dieſe Beſchränkungen (gemeint ſind 
die damaligen polniſchen Deviſenbeſchränkungen) aufheben 
wird, ſo wird die Freie Stadt Danzig keine entſprechenden 
Beſchränkungen Polen gegenüber anwenden können.“ Die 
polniſche Regierung möchte dieſen Artikel, der ſich auf eine 
vor 14 Jahren zwiſchen Danzig und Polen gegebene Lage 
bezieht, ſo aufgefaßt wiſſen, als ob er Danzig ein für allemal 
die Anwendung jeglicher Deviſenbeſchränkungen gegenüber 
Polen verbiete. Natürlich iſt Danzig bereit, die deviſen⸗ 
politiſchen Erleichterungen vorzunehmen, die ſich mit der 
Erreichung des beabſichtigten Zweckes, nämlich der Unter⸗ 
bindung ſpekulativer Angriffe auf den Gulden, vereinbaren 
laſſen. Aber Danzig fühlt ſich keineswegs an eine längſt 
überholte und unter ganz anderen Bedingungen zuſtande— 
gekommene Vertragsbeſtimmung gebunden, und es iſt nicht 
in der Lage, gewiſſen Leuten nur deshalb, weil ſie zu⸗ 
fälligerweiſe polniſche Staatsangehörige ſind, ein Privileg 
für Deviſenſchiebung zu gewähren. 

Auf polniſcher Seite iſt man anſcheinend der Auffaſſung 
geweſen, daß die Freie Stadt jetzt nicht mehr in der Lage ſei, 
ihre Währung ohne die finanzielle Unterſtützung 
Polens zu halten. Daraus erklärt es ſich wohl, daß Polen 
im Laufe der Verhandlungen Danzig ſeine „Hilfe“ anbot. 
Worin dieſe „Hilfe“ beſtehen ſollte, hat die Forderung des 
polniſchen Sonderbeauftragten für die Verhandlungen mit 
Danzig, des Miniſters Roman, gezeigt, der die Ein- 
führung der Zlotywährung in Danzig ver⸗ 
langt hat. Diele Forderung iſt für Danzig undiskutabel. 
Der Danziger Gulden iſt nach der Abwertung vom 2. Mai 
d. Is. und nach der Einführung der Deviſenbewirtſchaftung 
nicht mehr gefährdet. Die auf eine ſolche Zumutung not⸗ 


wendige Antwort hat Gauleiter Forſter gegeben, als er 


feſtſtellte, daß es immer noch beſſer iſt, von eigenen Volks- 
genoſſen, wenn auch in Armut, regiert zu werden, als von 


fremden Herren Geſetze und Maßnahmen zu dulden, die 


letzten Endes jedem Einzelnen ein noch ſchlimmeres Daſein 


beſcheren. 


Die Oppoſition ſabotiert den Aufbau 

Selbſt die große Bedrängnis, in der ſich die Freie Stadt 
Danzig befindet, und die unbedingte Notwendigkeit, mit den 
beſchränkten Mitteln, über die ſie verfügt, mit äußerſter 
Sparſamkeit umzugehen, vermag es nicht, die Danziger 
Oppoſitionsparteien zur Vernunft zu bringen. Der Danziger 
Senat hatte zur Durchführung der erforder⸗ 
lichen Sparmaßnahmen zwei verfaſſungs⸗ 
ändernde Geſetze vorbereitet, zu deren Durchbringung 
im Volkstag eine Zweidrittelmehrheit notwendig iſt. Die 
Nationalſozialiſten haben dort jedoch nur eine 60prozentige 
Mehrheit. In der Sitzung des Volkstages vom 27. Juni 
wurden die Geſetze gegen die 43 Stimmen der NSDAP. 
mit 26 Stimmen der oppoſitionellen Parteien bei einer 
Stimmenthaltung abgelehnt. Den Marxiſten, Zentrums: 
leuten und Reaktionären und ſelbſtverſtändlich auch den 
Polen liegt an einer Geſundung der Danziger Wirtfchafts: 
verhältniſſe nichts. Ihre ſchäbigen Parteiintereſſen ſind ihnen 
wichtiger als das Schickſal der deutſchen Stadt. 


n 


den erwartet Dich! | 
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Der deutſche land wirtſchaftliche Beſitzſtand in Pofen 


Der nationaldemokratiſche „Kurier Poznanski“ brachte 
am 23.—25. Juni einen phantaſtiſchen Bericht über die ſo— 
genannte „deutſche Gefahr“. In mehreren Kartenſkizzen 


‚und Artikeln berichtete das Blatt über die Ent- 
wicklung des deutſchen Grundbeſitzes 
in Poſen. Die Karten geben den Vomhundertſatz des 


i Bann verbreitet. 


deutſchen Beſitzes für die Jahre 1914, 1926 und 1934 an. Zu 
dieſen Karten macht der Verfaſſer, W. Dworzaczek, 
einige Bemerkungen. Er gibt den privaten deutſchen Grund— 
beſitz im Jahre 1914 mit 940 852 ha, d. h. 35,5 Prozent, an. 


Beſonders ſtark ſei der 5 Grundbeſitz damals in den 
t 


Kreiſen Gneſen (62,7 Prozent), Liſſa (57,5 Prozent), Woll⸗ 
ſtein (53,9 Prozent) und Krotoſchin (52,7 Prozent) vertreten 
geweſen. 1926 habe der deutſche Grundbeſitz nur 667 257 ha, 
d. h. alſo nicht mehr , ſondern nur noch 4 des geſamten 
Grundbeſitzes betragen. 1934 dagegen ſei der deutſche Grund- 
beſitz wieder geſtiegen, und zwar auf 682 626 ha, d. h. er 
betrage jetzt 25,7 Prozent. Die Polen hätten von 1926—34 
alſo 15 369 ha verloren. 

Man müſſe ſich klar machen, ſchreibt Dworzaczek dazu, 
welch eine ſtarke und gefährliche Waffe in deutſcher Hand 
era Beſitz und namentlich der Grundbefiß ſei, und was 

ieſer im Falle eines bewaffneten Konfliktes bedeute. Wenn 


man dies in Betracht ziehe, ſo müſſe man dieſe Vergrößerung 


des deutſchen Beſitzes, und zwar hauptſächlich in den Grenz⸗ 
kreiſen, aufmerkſam betrachten. Die Bilanz der Grundbeſitz— 
frage in Polen nach 16 Jahren polniſcher Herrſchaft ſei ſehr 
wenig erfreulich. In der erſten Periode, d. h. bis 1926, habe 
der deutſche Grundbeſitz zwar langſam, aber ſtetig abge— 
nommen, in der zweiten Periode jedoch habe er zugenommen. 
Auf die Frage nach dem Grund dieſer Entwicklung gibt 
Dworzaczek folgende Antwort: Es unterliege keinem 
Zweifel, daß dieſer für die deutſchen Abſichten ſo günſtige 
und für die polniſchen Abſichten ſo ungünſtige Stand „die 
Frucht einer wohlüberlegten ſyſtematiſchen Arbeit“ ſei. 
Während die Deutſchen, abgeſehen von der erſten Zeit nach 
dem Umſturz, mit allen Kräften bemüht geweſen ſeien, jeden 
Arbeiter, jeden Kaufmann und jeden Landwirt in Polen 
1 hätten die Polen leichten Herzens auf die Ent— 


fernung etwa der Hälfte aller Obtanten verzichtet und eine 


ganze Reihe von Geſetzen nicht benutzt, um ihren Beſitzſtand 


1934 durch 


Wachſamkeit gegenüber der ſogenannten „deutſchen ö 
zu verdächtigen und die Nationaldemokratie als die einzige 


wieder herzuſtellen! Außerdem hätten fie der deutſchen Min— 
derheit „äußerſt weitgehende Rechte auf dem Gebiete des 
Schulweſens, der Preſſe und des Organiſationslebens“ ge⸗ 
währt. Wenn die wirtſchaftliche Lage der deutſchen Siedlungen 
und Landgüter in vielen Fällen beſſer ſei als die der polni⸗ 
ſchen, ſo ſei dies meiſt das Ergebnis einer Hilfe aus dem 
Reich in Form weitgehender und billiger Kredite. Sodann 
gäbe es eine ausgezeichnete, weit verzweigte Organiſation 
des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens und überhaupt eine gute 
Organiſation des ganzen deutſchen wirtſchaftlichen und 
politiſchen Lebens. Der Verluſt von 15 000 ha polniſchen 
Landes und der Uebergang dieſes Landes in deutſche Hand 
müſſe für die Polen eine letzte und ſehr entſchiedene 
Warnung ſein. 5 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Ausführungen des 
polniſchen Verfaſſers über eine angebliche Zunahme des 
deutſchen Grundveſitzes in Poſen von vornherein wenig 
glaubwürdig ſind, obwohl der Verfaſſer vorgibt, 
genaues Material über die Entwicklung des deutſchen Beſitz⸗ 


ſtandes für die einzelnen Kreiſe vorlegen zu können. Wenn 


man bedenkt, daß der deutſche Grundbeſitz von 1926 bis 
die ſcharfen Eingriffe der Agrarreform 
beträchtliche Einbußen erlitten hat, wenn man ſich daran 
erinnert, daß der Erwerb von Grundbeſitz durch Deutſche in 
einer breiten Grenzzone und im weiten Umkreis 
um die Feſtungen völlig unmöglich iſt, wenn man 
ſchließlich bedenkt, daß es ſo gut wie niemals vorkommt, daß 
ein Angehöriger der deutſchen Volksgruppe die Auf- 
laſſung erhält, daß die Deutſchen bei der Parzellierung 
von Gütern grundſätzlich ausgeſchloſſen ſind, uff., dann muß 
man zu der ſicheren Annahme kommen, daß die Zahlen, die 
der polniſche Verfaſſer in ſeinen Artikeln und Karten auf— 
tiſcht, völlig aus der Luft gegriffen ſind, und daß mit dieſer 
Veröffentlichung, wie ſchon ſo oft in ähnlichen Fällen, ein 
innerpolitiſcher Zweck verfolgt wird, nämlich 
beabſichtigt iſt, die polniſche Regierung der man efahr⸗ 
efahr 


politiſche Gruppe zu empfehlen, die fähig iſt, die „polniſchen 
Belange“ in den Weſtgebieten energiſch und erfolgreich 
zu wahren. 


Die Zahl der Deutſchen in Kongreßpolen 


Ueber die zahlenmäßige Entwicklung des Deutſchtums 
in Kongreßpolen waren bisher ganz allgemein falſche Vor⸗ 
Es war bisher üblich, die 


orfriegsftärte des kongreßpolniſchen 


Deutſchtums mit etwa 700 000 Seelen anzugeben. Da 
bei der Volkszählung von 1921 in den polniſchen 


Zentral⸗ 


wojewodſchaften rund 310 000 Deutſche gezählt worden find, 


müßte das dortige Deutſchtum, wenn die für die Zeit bei 
Kriegsausbruch angegebene Zahl richtig wäre, während des 
Krieges einen geradezu kataſtrophalen Zuſammenbruch 
erlebt haben. Ein Rückgang der zahlenmäßigen Stärke des 


- Deutichtums in Kongreßpolen iſt zwar feſtzuſtellen; doch hat 


er bei weitem nicht die verheerenden Ausmaße erreicht, die 
man bisher allgemein anzunehmen geneigt war. Es iſt das 
Verdienſt von Walter Kuhn, die irrigen Vorſtellungen, 
die bisher allenthalben über die zahlenmäßige Entwicklung 
des Deutſchtums in Kongreßpolen verbreitet geweſen ſind, 
durch eine kritiſche Unterſuchung der vorhandenen ſtatiſtiſchen 
Unterlagen richtiggeſtellt zu haben. („eutſche Wiſſen⸗ 
[baftlide Zeitſchrift für Polen“, Heft 29, 


aus. Unter Berückſichtigung des natürlichen 
Zuwachſes und der Abwanderung gelangt er 
zu dem von ihm geſuchten Ergebnis. Nach den eröffent 


lichungen der Warſchauer Generalſuperintendentur gab es 
innerhalb der ke Kirche Kongreßpolens in den 


16 Jahren von 1897 bis 1912 284797 Taufen und 
178 850 Todesfälle, ſomit einen Ueberſchuß von 
rund 106 000 Seelen. Das würde, wenn in dieſer 


Zeit keine Abwanderung von Deutſchen aus Kongreßpolen 
590 efunden hätte, für Anfang 1913 eine Zahl von etwa 
520 000 Lutheranern ergeben. Nun haben aber in dieſer 
Zeitſpanne zahlreiche Deutſche Kongreßpolen verlaſſen; ſie 
ſind z. T. nach Ueberſee, z. T. in andere Lan⸗ 
desteile Rußlands ausgewandert. Kuhn 
nimmt einen durchſchnittlichen jährlichen Wanderungsverluſt 
von etwa 2000 Seelen an und kommt zu dem Ergebnis, daß 
die 700 der Lutheraner von 1897 bis 1912 tatſächlich um 
etwa 70 000 geſtiegen iſt. Demnach hat die Zahl der 
Lutheraner ene die mit derjenigen 
der dortigen Deutſchen etwa gleichzuſetzen iſt, im Jahre 
1975 ruù o O0OESetretotfitragen. ocenhte. 


„ Wachktykeyend je 'oie ichchtegyren' unte ver 
uhnſchen Arbeit wiedergegeben. 


Bel der einzigen allgemeinen Volkszählung, die im Vor⸗ 


kriegsrußland ſtattfand und einigermaßen brauchbare Er— 
gebniſſe lieferte, bei der Zählung von 1897, wurden 
in Kongreßpolen 414769 Lutheraner gezählt. Da 
ſich in Kongreßpolen Deutſchtum und Proteſtantismus in 
weitgehendem Maße decken, kann man die Zahl der Luthe⸗ 
raner etwa gleich der Zahl der Deutſchen ſetzen. Von dieſer 
Zahl geht Kuhn bei ſeiner Berechnung der Stärke des 

eutſchtums zu Beginn des Weltkrieges in der Hauptſache 
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man hiervon die Zahl der Lutheraner bzw. der Deutſchen 
ab, die bei der politiſchen Neuordnung nach dem Kriege mit 
dem nördlichen Teil des ehemaligen Gouvernements Su⸗ 
walki an Litauen gefallen ſind, ſo hat es Anfang 1913 
im Gebiet der heutigen Zentralwojewod⸗ 
ſchaften Polens etwa 450.000 Lutheraner 
biz w. Deutſche gegeben, — nicht aber über 700 000, 
wie man bisher allgemein angenommen hat. 


N Wie iſt es nun zu der Zahl von 700 000 Deutſchen ge⸗ 
kommen? Dieſe Zahl ſtammt vom Warſchauer Sta⸗ 


tiftif ch en Komitee. Dieſe ruſſiſche Verwaltungsſtelle - 


veröffentlichte erſtmalig für 1890 und 1893 und dann jährlich 
von 1905 bis 1913 auf Grund der Angaben der 
Gemeindevögte und der ſtädtiſchen Bürger⸗ 
meiſter nach Konfeſſionen (und ſeit 1910 auch nach 
Mutterſprachen) gegliederte Bevölkerungszahlen. Die dem 
Komitee zur Verfügung ſtehenden Unterlagen aber waren 
höchſt mangelhaft. Das Urmaterial bildeten die jog. Be⸗ 
völkerung'sbücher, die noch aus der Zeit des Groß⸗ 
herzogtums Warſchau ſtammten, und in die die Gemeinde⸗ 
vögte und Bürgermeiſter die Bevölkerungsbewegung durch 
Geburten, Todesfälle und Wanderungen einzutragen hatten. 
Es iſt leicht einzuſehen, ſchreibt Kuhn in ſeiner erwähnten 
Arbeit, wie ſehr die Fehlermöglichkeiten mit der zunehmen⸗ 
den Binnenwanderung wuchſen; in der Praxis war die 
Folge vielfach die, daß eine Perſon an zwei oder mehreren 
Stellen in die Bevölkerungsbücher eingetragen war und 


gemeinen behauptet haben, haben die Kolonien in den ö ſt— 
lichen Kreiſen beſonders ſchwere Einbußen erlitten; es find 
das die Gebiete, die während des Krieges von den deutſchen 
Koloniſten zwangsweiſe geräumt werden mußten. Wenn 
nun bei der polniſchen Volkszählung von 1921 etwa 310 000 
Deutſche in Kongreßpolen feſtgeſtellt worden ſind, ſo iſt es 
notwendig, darauf hinzuweiſen, daß das 

polniſche Deutſchtum zu der Zeit, 
Zählung ſtattfand, nach der Bewegung, in 


die eszum Teildurchden Krieg geraten war, 


noch nicht wieder zur Ruhe gelangtwar. Die 
Rückwanderung der deutſchen Koloniſten, die während des 
Weltkrieges und des ruſſiſch-polniſchen Krieges ihre Wohn⸗ 


ſitze hatten verlaſſen müſſen, hielt auch nach 1921, dem Jahre 
der erſten polniſchen Volkszählung, noch an. 


Brauchbare 
Anhaltspunkte für die Beurteilung der Stärke des kongreß— 


polniſchen Deutſchtums werden erſt dann vorhanden ſein, 


dann doppelt oder mehrfach gezählt wurde; infol 
ſind die Zahlen des Komitees durchweg zu hoch; 5 
Mutterſprachenſtatiſtik boten die Bevölkerungsbücher über⸗ 
haupt keine ſicheren f e 
waren reine Schätzungen der Gemeindevögte. 
noch, daß in der 
Verwaltung das Za 
polniſchen Volksgruppen in Kongreßpolen möglichſt hoch er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. 
Stärke 925 e Volksteils una, auch noch 
durch die Bedürfniſſe der gegen 

panflawiſtiſchen Prop v. 
dag, die deutſche Koloniſation in den Weichſelgonwernements 
als eine planmäßige, vom deutſchen Generalſtab durch⸗ 


edeſſen 
für die 


Unterlagen; die diesbezüglichen Zahlen 
Dazu kam 
polen feindlichen ruſſiſchen 
Beſtreben herrſchte, die Zahl der nicht⸗ 


Und ſchließlich wurde die Tendenz, die 


eutſchland gerichteten 
Propaganda verſtärkt, der daran 


geführte Durchdringungs- iind Angriffsaktiön hinzuſtellen, 
eine Behauptung, die während des Krieges dann dazu her— 
1 mußte, die Deportation der deutſchen Koloniſten ins 

nnere Rußlands zu begründen. Für Anfang 1913 gab das 
Warſchauer Statiſtiſche Komitee die Zahl der Lutheraner in 
Kongreßpolen mit 697 000 und die Zahl der Deutſchen ſogar 
mit 720000 Seelen an. Aus den Veröffentlich un— 
gen des Komitees haben dieſe Zahlen ihren 
Weg in alle, daskongreßpolniſche Deutſch— 
tum betreffenden Veröffentlichungen ge⸗ 
funden; ſie ſind ebenſo in die polniſche wiſſen⸗ 
ſchaftliche Literatur wie in die deutſchen Publikationen 
eingegangen. 

Nach den Berechnungen Kuhns hat es, wie erwähnt, 
vor dem Kriege im Gebiet der heutigen polniſchen Zentral⸗ 
wojewodſchaften rund 450 000 Lutheraner bzw. Deutſche 
gegeben. Gegenüber dieſem Vorkriegsſtande 
hat das dortige Deutſchtum bei der erſten 
polniſchen a und 1921 eine Ver⸗ 
minderung um 140000 Seelen aufzuweiſen. 
Der Rückgang iſt in den einzelnen kongreßpolniſchen 


Landesteilen ſehr verſchieden ſtark. Während ſich die 


Deutichen Kolonien im weſtlichen Kongreßpolen im all» 


wenn einmal die Ergebniſſe der zweiten pol⸗ 
niſchen Volks zä 
liegen. 
Zentralbüro in Warſchau jedoch nicht beſonders eilig zu 
en Walter Kuhn ſch } 
etwa 350000. Demnach ift dieſe Zahl im Vergleich zur 
Vorkriegszeit um rund 100 000 geſunken. x 


hlung von 1931 aufbereitet vor⸗ 
Mit dieſer Aufbereitung ſcheint es das Statiſtiſche 


ätztdie gegenwärtige 
der Deutſchen in Kongreßpolen auf 


Walter Kuhn ſchließt feine: ſtatiſtiſchen Unterſuchungen 


glänzenden 


mit folgenden beachtlichen Bemerkungen: Unſerer bisherigen 
Meinung von der Zahlenentwicklung des Deutſchtums in 
Kongreßpolen 
theorie 


liegt ſozuſagen eine Kataſtrophen⸗ 

ugrunde Wir ſahen zuerſt einen unerhört 

ufſtieg, geſpeiſt aus geheimnisvollen und nicht _ 
faßbaren Quellen, und nach dem Kriege einen vernichtenden 
Abſturz, ähnlich dem in Poſen und Weſtpreußen. Nach 
den durchgeführten Unterſuchungen aber 
bietet die Entwicklung ein ruhigeres Bild. 
Es gab zwiſchen 1860 und 1913 keine Vermehrung auf das 
Dreifache (von 240 000 auf 720 000), und während des 
Krieges kein Abſinken auf weniger als die Hälfte. Das 
Wachstum ging nur von 320 000 auf 450 000, und die Ver: 
minderung im Kriege betrug nur etwa 100 000 Menſchen, 
hauptſächlich in den Oſtkreiſen. Dieſe ſtetigere Ent⸗ 
wicklung ſpricht, recht überlegt, doch nur zu⸗ 
gunften des kongreßpolniſchen Deutſch⸗ 
tums. Sie iſt ein Beweis ſeiner Wurzel⸗ 
feſtigkeit und Heimatverbundenheit. Es iſt 
in den günſtigen Zeiten vor 1914 langſam, aber völlig aus 
eigener Kraft gewachſen und vermochte noch Menſchen zur 
Erſchließung neuer Gebiete abzugeben. Aus der unerhörten 


Prüfung der Kriegsverſchleppung, bei der Zehntauſende 


ahinſtarben, und die übrigen jahrelang von der Heimat 
ferngehalten wurden, die fie bei der Rückkehr als Trümmer 
haufen wiederfanden, iſt es mit Einbußen hervorgegangen, 
die im Vergleiche mit der Schwere des Erlebten klein ges 
nannt werden müſſen. 


Der Zloty und der Handel mit Deutſchland 


In Polen iſt man wegen der Entwicklung, die der 
polniſche Außenhandel in letzter Zeit genommen hat, etwas 
in Sorge. Im Monat Mai war die polniſche Handels⸗ 
bilanz zum zweiten Male in dieſem Jahre paſſiv. 
Polen aber braucht, ſeitdem es nicht mehr in der Lage iſt, 
die Paſſivität feiner Zahlungsbilanz durch die Hereinnahme 
ausländiſcher Kredite auszugleichen, eine aktive Handels- 
bilanz, und das um ſo mehr, als ſeine Einnahmen aus den 
Dienſtleiſtungen (Tranſitverkehr) und aus den Ueberweiſun⸗ 
gen ſeiner Auswanderer während der letzten Jahre ſtark 
zurückgegangen find. Die Aktivität der polniſchen 
Zahlungsbilanz iſt von der Aktivität der 
ee ene abhängig. Durch die Aktivität der 
Zahlungsbilanz aber iſt die Stabilität der polniſchen Wäh⸗ 
rung bedingt. Seitdem der Kreditzufluß aus dem Ausland 
abgeſtoppt iſt, iſt Polen gezwungen, ſeinen Import zu 
droſſeln und ſeinen Export zu forcieren. Es hat beides in 
dem größtmöglichen Maße getan. Eine weitere Droſſelung 
der Einfuhr kommt wohl laum noch in Frage. Im Gegenteil 
iſt, wie die vergangenen Monate bewieſen haben, eine ge⸗ 
ſteigerte Einfuhr notwendig, wenn die polniſche Induſtrie 


mit den notwendigen Rohſtoffen verſorgt werden ſoll. 
Welche neuen Mittel der Exportförderung die 
polniſche Regierung zur Ueberwindung des Handelsbilanz⸗ 
paſſivums anzuwenden beabſichtigt, iſt noch nicht bekannt. 
Die bisherigen Exportförderungsmaßnahmen haben eine ſo 
ungeheuer ſchwere Belaſtung der inländiſchen Konſumenten 
zur Folge gehabt, haben eine ſo weitgehende Störung des 
polniſchen Wirtſchaftslebens bewirkt, daß eine weitere Ver— 
ſchärfung der bisherigen Methoden kaum noch tragbar 
erſcheint. 

Die polniſche Regierung betrachtet die Stabilität des 
Zloty als das oberſte Gebot ihrer geſamten Wirtichafts- und 
Handelspolitik. Es iſt ihr allerdings unter gewaltigen 
Opfern, die die geſamte Bevölkerung zu tragen hat, ge⸗ 
lungen, dieſe Stabilität zu erhalten und der polniſchen 
Währung im Ausland eine gewiſſe Achtung zu verſchaffen. 
Freilich ſind die Pfeiler, mit denen die 
Währung abgeſtützt iſt, nicht unerſchütter⸗ 
lich. Sobald die Handelsbilanz paſſiv wird, geht ein leiſes 
Zittern durch das ganze Gebäude. Und wenn die Handels- 
bilanz paſſiv bleiben ſollte, dann bliebe, wenn die Zah⸗ 
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lungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland erfüllt werden 
ſollen, nichts anderes übrig, als den Goldbeſtand der 


polniſchen Notenbank, alſo die Deckung des Zloty, 
anzugreifen. Sobald das aber einmal der Fall iſt, beſteht 
die Gefahr eines ſpekulativen Angriffs auf 
die Währung. Ob in einem ſolchen Falle eine ſo ſtark 
ausgeblutete und desorganiſierte Wirtſchaft wie die polniſche 
in der Lage ſein würde, ihre Währung ſtabil zu erhalten, 
das kann man bis zum Beweis des Gegenteils füglich 
bezweifeln. 

Man kann es verſtehen, wenn polniſcherſeits unter 
dieſen Umſtänden den jetzt beginnenden Wirtſchafts-⸗ 
verhandlungen mit Deutſchland eine beſondere 
Bedeutung beigemeſſen wird. Schon äußerlich kommt dieſe 
Bedeutung darin zum Ausdruck, daß der polniſchen Wirt— 
ſchaftsdelegation nicht weniger als ſieben hohe Beamte der 
Wirtſchaftsminiſterien angehören, darunter der Minifterial- 
direktor Sokolowſki aus dem Handelsminiſterium, der 
beim Abſchluß aller wichtigeren Wirtſchaftsverträge Polens 
während der letzten Jahre führend mitgewirkt hat, ferner 


der Miniſterialdirektor Dr. Adam Roſe aus dem Landwirt: 


ſchaftsminiſterium, der ſeit Jahren die landwirtſchaftlichen 
Beziehungen Polens zum Ausland maßgebend beeinflußt 
hat. Polen kommt es bei den Verhandlungen wohl in der 
Hauptſache darauf an, feinen Abſatzmarkt für land⸗ 
wirtſchaftliche Veredelungsprodukte in 
Deutſchland zu erweitern und ſeine in Deutſchland 
noch eingefrorenen Forderungen flüſſig zu 
machen. Was die Deviſenfrage anlangt, ſo ſcheinen die 
deutſchen und die polniſchen Auffaſſungen hierüber in 
mehrerer Hinſicht von einander abzuweichen. Ueber die ver⸗ 
ſtärkte Einfuhr polniſcher Landwirtſchaftserzeugniſſe (Butter, 
Eier uſw.) iſt Deutſchland durchaus zu ſprechen bereit. 


Vorausſetzung iſt natürlich, daß Polen die für Deutſchland 
beſtehende Notwendigkeit anerkennt, daß die Einfuhr 


aus Polen mit einer ebenſo hohen Ausfuhr 


nach Polen bezahlt werden kann. Mit dem Ab⸗ 
ſchluß eines Handelsvertrages iſt auch bei einem günſtigen 
Verlauf der Verhandlungen nicht zu rechnen. Die Grund— 
lage der Verhandlungen bilden die deutfch-polnifchen Wirt⸗ 
ſchaftsabkommen vom Mai und Oktober vorigen Jahres, 
durch die der Abbau der beiderſeitigen Kampfmaßnahmen 
bzw. die Steigerung des gegenſeitigen Warenaustauſches 
auf der Grundlage der Gegenſeitigkeit vereinbart worden 
ſind. Deutſchland muß entſchiedenen Wert darauf legen, daß 
der erhebliche Einfuhrüberſchuß im Warenverkehr mit 
Polen durch eine Steigerung ſeiner Ausfuhr nach Polen 
beſeitigt wird. ; 

Polniſcherſeits ſcheint man Wert darauf zu legen, für 
die Verhandlungen eine möglichſt freundliche Atmoſphäre zu 
ſchaffen. So iſt wohl die einigermaßen überraſchend ge⸗ 
kommene Schließung der Zentralſtelle der 
antideutſchen jüdiſchen Boykottbewegung 
in Warſchau zu verſtehen. Am 19. Juni wurde das 
Büro der „Anti ⸗Hitler⸗Aktion“ polizeilich durchſucht und 
verſiegelt. Die „Aktion“ ſelber wurde allerdings nicht auf⸗ 


gelöſt; es iſt ihr, wie es heißt, behördlicherſeits nur nahe⸗ 


gelegt worden, ihre Tätigkeit ein ſtweilen () ein⸗ 
zuſtellen. Ob und inwieweit es den polniſchen Behörden 
bei ihrem Vorgehen gegen die jüdiſche Boykottbewegung 
wirklich Ernſt iſt, wird ſich erſt ſpäter herausſtellen. Im 
übrigen kann feſtgeſtellt werden, daß ein Teil der jüdiſchen 
Geſchäftsleute, die Verdienen groß zu ſchreiben pflegen, den 
Boykott deutſcher Waren aus „ideellen“ Gründen zwar ſtets 
a aus materiellen Gründen aber nicht mitgemacht 
aben. 


Oſtland⸗ Chronik 


Schikanen gegen den „Czas“. 

Der „Czas“, das Blatt der im Regierungslager 
tehenden Konſervativen, hat ſich, wie es ſcheint, das be⸗ 
ondere Mißfallen maßgebender Regierungskreiſe zu⸗ 
gezogen. Am 20. Juni erſchien in der Druckerei des „Czas“, 
der ſchon ſeit längerer Zeit in Warſchau gedruckt wird, eine 
ſtädtiſche Baukommiſſion, ftellte feſt, daß der 
Fußboden nicht in Ordnung iſt und die Aborte nicht ſo ſauber 
ſind, wie es wünſchenswert iſt, und ſchloß wegen dieſer 
Mängel kurzerhand den ganzen Betrieb. Der „Czas“ mußte 
ſich in eine andere Druckerei zurückziehen und kann vorerſt 
nur noch in kleinerem Format erſcheinen. Der Eifer 
der Baukommiſſion ſcheint ſich daraus zu erklären, daß das 
Blatt der Konſervativen es gewagt hatte, die Finanz- 
wirtſchaft des Warſchauer Stadtkommiſ⸗ 
ſars Starzynſki zu kritiſieren. 
wird einem immer wieder verſichert, daß es in Polen eine 
Unterdrückung der öffentlichen Meinung nicht gebe, daß die 
Regierenden in Polen keine Furcht vor der Kritik hätten und 
eine Gleichſchaltung der Preſſe weder wünſchten und 
brauchten. — Warum auch? Es geht ja, wenn's ſein muß, 
auch mit einer Baukommiſſion, wie man ſieht! 


Die Juden in Lodz 

Der „Warszawski Dziennik Narodowy“ vom 23. Juni 
veröffentlicht die neueſten ſtatiſtiſchen Daten über die zweit⸗ 
größte Stadt Polens, Lodz. Danach hat Lodz 605 974 Ein⸗ 
wohner. Davon find 224 144 moſaiſche Juden und 49 748 
(vorwiegend deutſche) Evangeliſche. Die Juden machen ſomit 
faſt 40 v. H. der Bevölkerung aus. Von den Handelsunter— 
nehmen in Lodz beſitzen die Juden 73,5 v. H In der Induſtrie 
ſind ſie mit 66 v. H. vertreten Von den Handlungsreiſenden, 
Hauſierern, Straßenverkäufern uſw. find etwa 90 v. 9. 
Juden. Nach dem Hitler-Umſturz in Deutſchland ſollen 
„47 282 Juden aus Deutſchland nach Lodz gekommen fein (2). 
Das polniſche Blatt fordert energiſch die Entjudung von 
Lodz, die in das Programm der Regierungspolitik aufge— 
nommen werden müſſe. Wie dieſe Entjudung vor ſich gehen 
ſoll, wird allerdings nicht verraten. 


Regierung und Klerus 
Die Reibungen zwiſchen dem polniſchen Regierungsblock 
und dem Klerus nehmen kein Ende. Loſin;f ki, der Viſchof 
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von Kielce, hat zu ſeinem 25jährigen Jubiläum zwar den 
päpſtlichen Segen erhalten, die polniſchen Behörden haben 
ihm aber verboten, fein Jubiläum öffentlich 
zu feiern, nachdem er ſich ſeinerzeit geweigert hatte, 
eine Trauerfeier für Pilſudſki zu veranſtalten. In einem 
anderen Falle iſt ein Propſt, der bei demſelben Anlaß 
öffentliches Aergernis erregte, zur gerichtlichen Ber: 
antwortung gezogen worden. In Kielce, dem Sitz 
des Biſchofs Loſinſki, iſt es am 26. Juni erneut zu Kund⸗ 
gebungen gegen Loſinſki gekommen. In einer 
Verſammlung ehemaliger Soldaten und anderer Organi- 
ſationen wurde eine Proteſtentſchließung gegen das Ver⸗ 
halten des Biſchofs angenommen. Nach der Verſammlung 
marſchierten die Teilnehmer vor den Biſchofspalaſt, um 
gegen den Biſchof zu demonſtrieren. Die Polizei verhinderte 
durch ein ſtarkes Aufgebot Ausſchreitungen. Der Kielcer 
Stadtrat hat an den päpftlichen Nuntius und an den 
Primas von Polen, Kardinal Hlond, die Bitte ge⸗ 
richtet, den Biſchof Loſinſki aus Kielce ab⸗ 
zuberufen. 


Profeſſor Aſzkenazy 7 

Einer der bekannteſten Hiſtoriker Polens, Profeſſor 
Simon Aſzkenazy, iſt am 22. Juni in Warſchau 
geſtorben. Aſzkenazy wurde 1867 in Sandomir geboren. 
Schon 1897 bekleidete er an der Univerſität Lemberg eine 
hervorragende Stellung, von der er an die Krakauer 
Akademie der Wiſſenſchaften überſiedelte. Aſzkenazy ver⸗ 


danken zahlreiche jüngere polniſche Hiſtoriker ihre Ausbil: 


dung. Nach dem Kriege iſt er auch auf diplomatiſchen. Boden 
vielfach hervorgetreten. Er vertrat Polen längere Zeil im 
Völkerbund. 
Neuer Mojewode von Poſen 

Der Poſener Wojewode Maruſzewſki muß, wie die 


polniſche Preſſe meldet, wegen eines ſchweren Herzleidens 


ſeinen Dienſt aufgeben. Sein Nachfolger iſt der Krakauer 
Wojewode Dr. Mikolaj Kwasniewſki. 
Studienfahrt nach Wilna 

In der Zeit vom 14.—-17. Juni beſuchten 46 Königs⸗ 
berger Studenten unter Leitung von Profeſſor Dr. Ober: 
länder Grodno, Wilna, Bialowiez und Bialyſtok. Der 


Ausflug diente vor allem dem Studium der wirtſchaftlichen 
Unternehmungen in Oſtpolen, jo der Tertilinduftrie in 
Bialyſtok, den großen Holzſägewerken in Hainufka und 
Bialowiez. Nach einem kurzen Empfang in Grodno, wo die 
alten Ausgrabungen der Burg aus der Litauerzeit gezeigt 
wurden, waren die Studenten Gäſte der Univerſität Wilna 
und beſuchten die alte Litauerfeſte Trofi, Es war wohl die 
erſte Exkurſion, die ſeit langem von Königsberg nach Wilna 
kam, um die Beziehungen zwiſchen beiden Univerſitäten, der 
öſtlichſten deutſchen und der 6 tlichſten polniſchen Univerſität, 
enger zu geſtalten. Die deu chen Studenten Kun an der 
Stelle, an der das Herz Pilſudſkis eingemauert iſt, Blumen 
nieder. Anſchließend beſuchten die Studenten das Urwald» 
reſervat in Bialowiez. Die Aufnahme war überall ſehr 
freundlich, und die Univerſität Wilna wird vorausſichtlich 
noch in dieſem Sommer mit einer Exkurſion einen Gegen⸗ 
beſuch in Königsberg machen. 
Polniſches Gymnaſium liquidiert. ö 
Das einzige polniſche Gymnaſium in Litauen, das ſich 
in Kauen befindet, iſt liquidiert worden. Durch eine Ver⸗ 
Tügung des litauifchen Unterrichtsminiſters iſt jezt für alle 
Unterrichtsfächer die litauiſche Sprache ein 
geführt worden. 


Zwei deutſche Helfer des lettiſchen Volks tums 3 
Daß die Letten von den Deutſchen Jahrhunderte hin⸗ 
durch an der Entfaltung iſcher Volkstums gehindert worden 
ſind, iſt für jeden „patriotiſchen“ Letten eine Theſe, an der er 
ſich nicht zu zweifeln getraut. Daß die e Tatſachen 
etwas ganz anderes beweiſen, daß gerade die verläſterten 
Deutſchen das Lettentum vor dem völkiſchen Verſiegen be⸗ 
wahrt und ihm aus ihren eigenen Reihen die geiſtigen 
Kräfte zur Verfügung geſtellt haben, die notwendig waren, 
um die Grundlagen einer eigenen lettiſchen Kultur und eines 
lettiſchen Volksbewußtſeins zu ſchaffen, das kommt nur ge⸗ 
legentlich in der lettiſchen Preſſe zum Ausdruck, das wird 
dort an Hand einzelner bezeichnender Tatſachen gleichſam 
nur aus Verſehen einmal erwähnt. So erſchien kürzlich im 
„Riis“ ein Artikel „zum Andenken zweier Schul- und 


Kulturförderer“, der beiden Deutſchen Ernſt Glück und 
Johann Fiſcher, aus Anlaß der 230. Wiederkehr ihres 
Todestages am 16. Mai. Es heißt über dieſe beiden Deutſchen 
in der lettiſchen Zeitung u. a.: 


„Das Leben und die Tätigkeit dieſer beiden Schul- und 
Kulturförderer iſt eng miteinander verbunden; obwohl 
beide in Deutſchland geboren wurden, haben ſie 
ſich Livland als Arbeitsfeld auserkoren. Ernſt Glück kam 
hierher, um zu forſchen, während Johann Fiſcher auf Auf: 
forderung des damaligen Herrſchers von Livland, des 
Königs von Schweden, das hohe und verantwortungsvolle 
Amt eines livländiſchen Generalſuperintendenten übernahm. 
So von ſich die beiden in Livland zu gemeinſamer Arbeit. 
Glück, der damals noch ein Jüngling war, nahm, um ſich 
ſchneller die Sprache des Volkes anzueignen, die Stelle eines 
Pfarrers in Dünamünde an. Später geht er unter das Volk 
nach Marienburg, wo er 1681 bis 1689 die Bibel in die 
lettiſche ade überſetzte. Um dieſe Icttifche 
Bibel dem Volke zugänglich zu machen, ſorgt er auch 
für Schulen und Lehrer. Mit weit größeren Voll⸗ 
machten e beginnt Fiſcher die Reorganiſa⸗ 
tion der Schulen in Riga, wo er 1675 die Schola 
Carolina’ begründet, aus welcher ſich jpäter das Gouverne⸗ 
mentsgymnaſium herausbildet. Die bedeutende Domſchule 
wird ebenfalls in dieſer Zeit eröffnet. Damit war für die 
Ausbildung von Lehrern und Pfarrern 
eine Grundlage geſchaffen. Es fehlte jedoch an 
Büchern. Dank feines Einfluſſes in Stockholm erlangte 
Fiſcher Unterſtützungen zur Ermöglichung 
der Herausgabe der Heiligen Schrift und 
verſchiedener Schulbücher in lettiſcher 
Sprache. So iſt auf Fiſchers Veranlaſſung der Grund zur 
Bibelüberſezung von Glück in Marienburg gelegt worden. 
1689 war dieſe Arbeit beendet, und danf der Zuſchüſſe konnte 
die erſte lettiſche Bibel gedruckt und im Volk verbreitet wer- 
den. Auf Fiſchers Veranlaſſung befahl die Regierung dem 
livländiſchen Landtag, für die Landſchulen zu ſorgen. Fiſcher 
bemühte ſich um die Eröffnung der Univerfität 
Dorpat und beantragte deren Ueberführung nach Riga.“ 


Deutſchland will Frieden zwiſchen den Völkern 


Reichserziehungsminiſter Ruſt hat auf der Pfingſt⸗ 
tagung des V/A. in Königsberg an die Vertreter der 
anderen Völker die Frage gerichtet, ob ſie bereit ſind, durch 
eine freimütige Ausſprache über die Volkstumsfragen der 
Unterdrückung und nee der nationalen „Minder⸗ 
heiten“ ein Ende zu machen. Ruſt führte u. a. aus: 

„Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt nicht imperialiſtiſch, 
weil Imperialismus dem völkiſchen Denken widerſpricht. Ein 
Staat, der ſeine Aufgabe ſieht in der Entwicklung eigenen 
Volkstums, der in feiner Geſetzgebung alles tut, um dieſes 
Volkstum blutmäßig und geiſtig vor Zerſtörung zu be⸗ 
wahren, begeht nicht jene Wahnfinnstat, feine beſte Ausleſe 
als deutſche Soldaten zu Millionen auf Schlachtfeldern ver⸗ 
bluten zu laſſen, um volksfremde Untertanen ſeinem Reiche 
darauf einzuverleiben. Völkiſches Denken und 
imperialiſtiſche Staatspolitik ſind nicht 
auf einen Nenner zu bringen. Wir ſuchen nicht 
andere Völker ſtaatspolitiſch zu beherrſchen, ſondern wir 
ſuchen unſer 1 Volk auf dieſer Erde ſtark und grob zu 
machen o wenig der völkiſche taat 
imperialiſtiſch ausgerichtet iſt, ſo wenig iſt 
die deutſche Volkstumsbewegung irreden⸗ 
tiſtiſch gerichtet 

Die Erkenntnis, die uns aus unſerer Weltanſchauung 
folgerichtig erwachſen iſt, legt es den verantwortlichen 
Männern der deutſchen Reichsregierung nahe, von hier aus 
die Minderheitenpolitit auf deutſchem Reichsboden neu 
auszurichten. Wir glauben nicht, daßuns damit 
gedient iſt, wenn wir fremde Minderheiten 
mit den überlegenen Mitteln des Staates 
vergewaltigen. Wir glauben, daß Haß und Tränen 
die Ernte ſolchen Tuns ſein werden. Und wir ſind der 
Ueberzeugung, daß, wenn auch die anderen Staaten den 
neuen Weg beſchreiten, gleich unſerm ausgerichtet, ſo werden 
Wunden geheilt werden, die bisher als unheilbar angeſehen 
wurden .. . Wie wäre es, wenn ähnlich offen und freimütig 


wie die Frontſoldaten, unter Verabſcheuung von Lügen, 
auch die Vertreter der Volkstümer zu» 
ſammentreten würden, nicht um klein und heim⸗ 
tückiſch Vorteile herauszuholen, ſondern in ehrlichem Kampfe 
unter gegenſeitiger Achtun Die Geſchichte würde 
dann entſcheiden, wer der Tüchtigere war. Das Volkstum 
war das beſſere, das ſich nicht unter ſtaatlichem Druck, 
ſondern in freiem Spiel der Volkstumskräfte den Sieg er⸗ 
rungen hat. Hier 11 nicht ein Verzicht, hier liegt ein 
neuer Weg der Ehrlichkeit und Verſtändi⸗ 
gung. ... Es iſt nicht das erſte Mal, daß in der 
deutſchen Geſchichte es einem Mann gelungen iſt, nicht nur 
der Führer eines deutſchen Regimes, nicht nur das Ober⸗ 
haupt des Reiches, ſondern auch die Verkörperung ſeines 

olkes zu werden und damit hinauszuwachſen über die 
Grenzen, überall dort Glauben und Sol au erwecken, wo 
Angehörige des deutſchen Volkes in der Welt leben. Adolf 
Hitler hat nicht nur Fäuſte und Stirnen wieder zueinander 
gefügt, um ein deutſches Staatsvolk neu zu bilden und auf 
ihm den neuen nationalſozialiſtiſchen Staat zu errichten, 
Adolf Hitler hat mehr vermocht: Nicht 
65 Millionen Hände und Hirne hat er zu⸗ 
ſammengefügt, 100 Millionen Herzen 
ſchlagen bei ſeinem Namen lauter, 100 
Millionen haben in ſeinem Namen wieder 
als Deutſche zueinander gefunden... Ihr 
werdet Adolf Hitler dieſen 100 Millionen niemals aus dem 
Herzen reißen. Verliert ſie nicht, die treuen, fleißigen 
deutſchen Männer und Frauen, die treue Staatsbürger 
eurer Länder ſein wollen, ſtoßt ſie nicht von euch in die 
Nacht des Haſſes, laßt ſie die Syntheſe finden 
zwiſchen den Geſetzen ihrer Herzen und den 
Geſetzen der Vernunft und der Pflicht. Laßt 
fie in euren Staaten als fleißige Mitarbeiter und Staats⸗ 
bürger leben und verbittert ſie nicht, wie wir es nicht tun 
werden bei denen, die, fremdem Volkstum zugehörig, in 
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Deutſchland Gaſtrecht und Heimatrecht genießen! .. Wir 
grüßen ſie alle. Und unſere Grüße gehen hinunter in die 
Gefängniſſe, wo treue Volkstumsdeutſche ſchmachten in 
Ketten, weil blinder Fanatismus einer untergehenden Zeit 
ſie wider Recht und Vertrag, wider Sinn und Verſtand und 
wider Gott hinuntergeſtoßen hat in die Gefangenſchaft. 
Seid getroſt, es kommt die Zeit, da öffnen 
ſich eure Kerker, weil das Morgenrot eines 
volkstümlichen Denkens von Deutſchland 


vorangetragen und auchdie übrigen Völker 
Europas ergreifen wird . . Es werde Frie⸗ 
den! Nicht nur zwiſchen den Staaten, es 
werde Friede auch zwiſchen den Völkern! 
Folgt uns nach, und eine wahrhaft neue Welt der Wahrheit 
wird aufſtehen, ſie wird beſſer halten als das, was hinter 
uns liegt.“ — Ob und in welcher Weiſe die Volkstumsführer 
der anderen Völker auf dieſen Friedensappell reagieren 
werden, wird ſich bald feſtſtellen laſſen. ö 


Deutſchland, Frankreich und die Oſtvölker 


Das ſtarke nationale Bewußtſein, das heute unſere 
Nachbarn im Oſten und Südoſten erfüllt, hat ſich im weſent⸗ 
lichen in den letzten 150 Jahren entfaltet. Neben deutſchen 
und franzöſiſchen Einflüſſen ſpielen bei allen dieſen Völkern 
bewußt und bisweilen übertrieben gepflegte Erinnerungen 
an die eigene Vergangenheit eine Rolle. Man ſtärkt ſich an 
deren großen Zeiten, man verſucht wirkliche oder vermeint⸗ 
liche Ueberlieferungen in die neue Zeit zu übertragen oder in 
ihr zu neuem Leben zu erwecken. Wo derartige Anknüpfungs⸗ 
möglichkeiten im gewünſchten Ausmaß fehlen, ſcheut man 


nicht vor Fälſchungen zurück, wie bei der Anfertigung der 


Königinhofer und Grünberger Handſchrift 
Tſchechen Hanka. 


Wichtig iſt aber auch, daß der Kampf gegen den deut⸗ 
ſchen Kultureinfluß ſeine geiſtigen Grundlagen und Mittel 
aus der gleichzeitigen deutſchen Bewegung entnimmt. Vor 
alle anderen tritt hier der Name eines Mannes, der — 
ſchleſiſchen Blutes — aus Oſtpreußen ſtammt und in Riga 
Ind Straßburg die entſcheidenden Eindrücke empfängt. 
Herder erlebt das Volk wieder als Ganzheit, als weſent⸗ 
liche Erſcheinung, als geſchichtliche Perſönlichkeit. Am meiſten 
beſchäftigen ihn ſolche Völker, deren Wert ſich in einfachen 
und gehaltvollen Zeugniſſen einer ungebrochenen Volks⸗ 
kultur, wie fie Volkslieder und dichtungen darſtellen, bekun⸗ 
det, und die doch im Schatten der Geſchichte leben. Ihnen 
wendet ſich ſein ſawiſchen Auferſte zu. So wird er zum 
Propheten einer ſlawiſchen Auferſtehung. Bei den Slawen 
ſind volkskundliche Entdeckungen zu machen, an ihrer gewal⸗ 
tigen Zahl und den darin ruhenden Möglichkeiten berauſcht 
ſich ſein empfänglicher Sinn. Wenn Gott, ſagt Herder, 
allen Völkern ihre geſchichtlichen Aufgaben zuteilt, dann ge⸗ 
hört die Zukunft dem ſlawiſchen Stamme, nachdem Germanen 
und Romanen in glanzvollen Taten ihre Sendung erfüllt 
haben. Wenn dieſe Völker dabei kühn und ſchwertgewaltig 
über den Erdball zu ſchweifen vermochten, dann erſcheinen 
Herder die Vorzüge der flawiſchen Völkerfamilie im Lichte 
des Gegenſatzes dazu. 


Es entſteht die Legende von der beſon⸗ 
ders friedlichen Volksnatur der Slawen, 
ſie ſeien ein genügſames, ſeßhaftes Bauernvolk mit beſtimm⸗ 
ten uralten, nur durch den deutſchen Einfluß „zeitweiſe über⸗ 
tünchten und verdorbenen“ öffentlichen Einrichtungen im 
Staats-, Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsleben. Hier wird der 
ſpäteren franzöſiſchen Einflußnahme entſcheidend vor⸗ 
gearbeitet. Auch die Slowaken Schaffarik und Kollar 
berufen ſich in ihren Schriften auf Herder und die Männer 
der ſpäteren deutſchen Einigungsbewegung. Sie arbeiten eng 
mit einer Reihe von gleichgerichteten Männern im Weſt⸗ 
und Südſlawentum zuſammen, die z. T. von Weimar, Jena 
und Wien aus ſchon unmittelbare Antriebe empfangen 

atten. Zu ihnen zählt der nationale Geſchichtsſchreiber der 
ſchechen, Palacky. 


Palacky konnte auf Grundlagen aufbauen, die vor ihm 
eine Generation von Volksforſchern im beſten Einvernehmen 
mit den Deutſchen gelegt hatte. Seine Gefährten trugen ihm 
neues Material zu, in dem ſich die Reizbarkeit und Ueberheb⸗ 


durch den 


lichkeit des tſchechiſchen Nationalismus ſchon ankündigt. 


Während die Alteren an dem Wert der Königinhofer Hand⸗ 
ſchrift zweifelten, baute Palacky ſeine Geſchichte Böhmens 
auf dieſes brüchige Fundament. Hanka, der Fälſcher der 
Handſchrift, und Palacky, ihr gutgläubiger Nutzer, ließen 
ſich dabei zu einem Idealbild der alten ſlawiſchen Zuſtände 
verführen, das die Anregungen Herders aufnahm und fort⸗ 
entwickelte. Den erſten Band ſeines Geſchichtswerkes hatte 
Palacky Mitte der dreißiger Jahre noch in deutſcher Sprache 
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ſtadt beeinflußt dieſe Verſuche auf das entſchiedenſte. 


veröffentlicht, die ſpäteren erſcheinen in tſchechicher Sprache. 
Dieſer Umſchlag iſt bezeichnend. e 

Die kulturelle Erneuerung iſt gelungen, der Kreis ihrer 
Träger hat ſich weſentlich verbreitert, ſchon ſpielen Fäden in 
den Hochadel und die Wiener Zentralregierung hinein. Man 
gründet eine Buchgemeinſchaft und verſucht die breiten 
Maſſen des Volkes zu erfaſſen. Die mit den joſefiniſchen 
Reformen begonnene Moderniſierung bringt die ſelbſtver⸗ 
ländliche deutſche Ueberlegenheit auf dieſen Gebieten ins 
Wanken. In den vierziger Jahren beſitzen die Tſchechen ein 
waches Empfinden für ihre eigene Stärke und für das, was 
in Oeſterreich und im benachbarten Deutſchland, dem ſie als 
Mitglieder des Deutſchen Bundes formell zugehören, vor⸗ 
geht. Sie fühlen ſich ſchon als Herren nicht nur des eigenen 
Volksbodens, ſondern der hiſtoriſchen Länder Böhmen, 
Mähren und (Oeſterreichiſch⸗)Schleſien; die deutſche, auch die 
Sudetendeutſchen umfaſſende Einigungsbewegung betrach⸗ 
teten ſie deshalb als Gefahr, vor der ſie ſich 1848 in den 
Schutz des habsburgiſchen Staatsgedankens und ſpäter der 
Ruſſen und Franzoſen flüchten. Dieſe Entwicklung iſt bei den 
Südſlawen im ganzen ähnlich verlaufen, auch Polen und 
Magyaren können ſich den Einwirkungen des deutſchen 
geiſtigen und politiſchen Lebens nicht entziehen, aber ſie 
en mit ganz anderen eigenen Vorausſetzungen in deren 

reis. 

In Frankreich iſt das Einſchwenken auf die Linie 
der kleinen Völker im nahen Oſten inzwiſchen mannigfach 
vorbereitet worden. Die napoleoniſchen Ueberlieferungen 
weiſen über Polen und die „illyriſche“ Unternehmung an der 
oberen Adria in das unbekannte Mitteleuropa hinein. Die 
ſtarke und rührige Emigration in der franzöſiſchen ne 

re 
Propaganda und die auch in Frankreich geleſenen Schriften 
von Schaffarik u. a. verzaubern nun auch die Franzoſen mit 
dem inzwiſchen reichlich vergröberten und im Weſt⸗ und 
Südſlawentum zum feſten Beſtandteil des nationalen Kate⸗ 
chismus gewordenen Idealbild, das einſt Herder entzückt 
hatte. Aber im Gegenſatz zu den böſen und eroberungs⸗ 
ſüchtigen Deutſchen (und Magyaren) ſind die Slawen nun 
nicht nur mehr friedliche Ackerbürger, ſondern naturgegeben 
auch demokratiſch im franzöſiſch verſtandenen Sinn. Hier 
bahnt ſich ſchon in den vierziger Jahren — von der tſchechiſchen 
Bewegung zunächſt unabhängig — auch in Frankreich die 
äußerliche und ſpäter in zahlloſen Verbrüderungen geſchäftig 
betriebene Verſtändigung an, die nach Kriegsſchluß zu einer 
vollſtändigen Uebernahme weſtlicher Vorſtellungs⸗ und 
Organiſationsformen in der Verfaſſung der Tſchechoſlowakei, 
der erſten Verfaſſung Polens uſw. führt. 

Nach vorangegangenen ſchüchternen Verſuchen reiſen 
tſchechiſche Führer von den ſechziger Jahren ab regelmäßig 
nach Paris und Moskau. Jetzt erſt entdeckt man in Frank⸗ 
reich das tſchechiſche Böhmen. Eifrige Slawiſten, wie Leger 
und Denis, beginnen neben Agram und Moskau auch Prag 
zu beſuchen. Trotzdem die Tſchechen immer wieder auf ihre 
vermeintliche Unterdrückung in der dem Deutſchen Reich ver⸗ 
bündeten Donaumonarchie hinweiſen — daß ſie in deren 
Rahmen ſeit den ſechziger Jahren eine eigene Außenpolitik 
ungehindert vorbereiten und betreiben konnten, iſt der beſte 
Beweis gegen dieſe Behauptung. In ihren damals 
angeknüpften Beziehungen zu Paris und Moskau deutet ſich 
das inzwiſchen abgeſchloſſene franzöſiſch⸗ruſſiſche Bündnis 
des ſelbſtändigen tſchechiſchen Staates an. Es lebt ebenſo wie 
die damals begonnenen Beziehungen allein vom Gegenſatz 
gegen das deutſche Volk. f 

Ernst Birke 
(in Nat.⸗ſoz. Schleſ. Hochſchul⸗3tg. 1935, Nr. 7/8). 


Die ungariſche Außenpolitik und die deutſche Frage 


Wenn in demſelben Augenblick, in dem Tibor von 
Eckhardt in Genf für die Rechte der madjariſchen Minder— 
heiten eintrat, Dr. Franz Baſch, der Generalſekretär des 
„Ungarländiſchen Deutſchen Volksbildungsvereins“ und 
Schriftleiter der „Deutfch-Ungarifchen Heimatblätter“, wegen 
„Schmähung der ungariſchen Nation“ in erſter Inſtanz zu 
drei Monaten Gefängnis, Amtsverluſt, Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte auf fünf Jahre verurteilt wurde, ſo be⸗ 
deutete dies zunächſt eine entſcheidende Schwächung der 
Stellung Eckhardts und damit Ungarns im europäiſchen 
Kräfteſpiel. Das Gerichtsurteil war ein Verſtoß gegen die 
Staatsraiſon, war eine entſchiedene Widerlegung der Grund— 
ſätze, deren Einhaltung Ungarn von den Nachfolgeſtaaten 
gegenüber den madjariſchen Minderheiten forderte. So etwas 
könnte ein autoritär regierter Staat ſehr leicht verhindern. 

In der Woche nach Pfingſten vollzogen ſich innerhalb 
des ungarländiſchen Deutſchtums Ereigniſſe, 
die kaum in ihrer ganzen Schwere von demjenigen 
erkannt werden können, der die Stellung des Deutſch⸗ 
tums nicht im einzelnen überſieht. Nach einer Sitzung 
des Vollzugsausſchuſſes des Ungarländiſchen 
Deutſchen Volksbildungs vereins (DV.) 
forderte deſſen Präſident, Dr. Guftan Gratz, Bald auf, 
von ſeinem Poſten als Generalſekretär zurückzutreten. Baſch 
weigerte ſich und wurde daraufhin beurlaubt. Dieſe Be⸗ 
urlaubung nahm Baſch unter Proteſt zur Kenntnis. Gratz 
hatte laut den Statuten das Recht, dieſe Beurlaubung vor⸗ 
zunehmen. Daß er es im Auftrag maßgebender 
madjariſcher Behörden tat, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Es war ſchon immer ein offenes Geheimnis, 
daß der UDW. keine eindeutige Vertretung des ungar⸗ 
ländiſchen Deutſchtums darſtellte, denn es gab ſtets eine 
Reihe von Regierungsbeauftragten madjariſcher oder 
madjaroniſcher Geſinnung, die auf Haltung und Entſchlüſſe 
dieſer einzigen Organiſation des Deutſchtums in Ungarn 
maßgebenden Einfluß ausübten. Gratz erklärte, daß Baſch 
wegen ſeiner zweimaligen Verurteilung als Generalſekretär 
des Vereins Faran Anf tragbar“ ſei, denn madjariſche 
Kreiſe hätten daran Anſtoß genommen, und die Auflöſung 
des UD V. ſei zu befürchten. ud) der Vorwurf des „Pan⸗ 
germanismus“ ſpielte in dieſem Zuſammenhang eine Rolle. 
Nun iſt Franz Baſch ein Mann, der ſich mit aller 
Eindeutigkeit und Schärfe als ungarländiſcher Deutſcher 


Kräfteverhältniſſe im Donauraum. 


ſtets für das Deutſchtum in Ungarn eingeſetzt hat. Man 
kann nicht ſagen, daß Dr. Gratz ein Madjarone iſt, aber er, 
Exzellenz und Außenminiſter a. D., iſt einer der Menſchen, 
die eindeutig der alten Oeſterreichiſch-Ungariſchen Monarchie 
zuzurechnen ſind: ein „Uebernationaler“ und ein Legitimiſt. 
Die Lage iſt alſo klar: die deutſche Frage in 
Ungarn ſoll heute aus der Welt geſchafft 
werden, d. h. ſoviel, daß man alles ſchon im 
Keime erſticken wird, was ſich an wirklich 
volksbewußtem Deutſchtum noch zu regen 
wagt. An Stelle des Deutſchen Franz Baſch wurde von 
ſtaatlicher Seite der Madjarone Ladislaus 
Pinteér, Abgeordneter der Regierungspartei und ge⸗ 
ſchäftsführender Direktor des UD V., eingeſetzt. Schon ſeit 
den Wahlen hat das bis dahin vor allem in letzter Zeit recht 
mutige und entſchiedene „Sonntagsblatt“ ſeinen Ton völlig 
geändert. Man wird bald fragen müſſen: gibt es noch eine 
deutſchbewußte Zeitung und eine deutſchbewußte Organi— 
fation des ungarländiſchen Deutſchtums oder nur eine ſtaat⸗— 
lich anerkannte „Bewegung“ im Sinne Spina-Czechs? 

Die madjariſchen Verbände für das Auslandsmadjarentum, 
der „Sankt Ladislausverein“ und der „Verband für den 
Weltkongreß der Auslandsmadjaren“, üben andererſeits eine 
lebhafte Tätigkeit aus: Ungarn tritt in außenpolitiſchen 
Verhandlungen klar und entſchieden für die Rechte der 


die Preſſe t Volksgruppen in den Nachfolgeſtaaten ein, und 


die Preſſe in Ungarn war voller Entrüſtung, als die ſüd⸗ 
ſlawiſche Regierungspartei einen Mann als Madjaren auf 
ihre Liſte ſetzte, dem von ſeiner eigenen Volksgruppe dieſe 
Zugehörigkeit abgeſtritten wurde. Das Verhalten 
gegenüber demungarländiſchen Deutſchtum 
und die Politik in bezug auf die madjari⸗ 
ſchen Minderheiten ſtehen in ſchärfſtem 
Gegenſatz zueinander. Wenn man das Deutſchtum 
madjariſiert, jo gibt man damit den Gedanken eines Groß⸗ 
ungarn, d. h. eines Viel⸗Völkerſtaates, auf. Dies bedeutet 
nichts anderes als ein Verzicht auf den über⸗ 
lieferten ungariſchen Staatsgedanken und 
die Anerkennung der heute beſtehenden außenpolitiſchen 
5 Außerdem müſſen wir 
fragen, wie ſich eine negative Einſtellung zum ungar⸗ 
ländiſchen Deutſchtum mit einer poſitiven i ellng zum 
Deutſchen Reich vereinbaren läßt?! 


Die ſoziale Gliederung des amerikanischen Polentums 


Im Zeichen der neuerdings wieder ſehr lebhaften Be⸗ 
mühungen des Miniſteriums für Induſtrie und Handel um 
eine Steigerung der polniſchen Ausfuhr nach den USA. ſteht 
ein Leitartikel im Handelsteil der offiziöſen „Gazeta Polska“, 
der die wirtſchaftliche Lage des amerikani⸗ 
[den Polentums eingehend unterſucht. Die in dieſem 
Artikel gemachten Feſtſtellungen zeigen, daß die Erwartun⸗ 
gen, die in bezug auf eine Steigerung der amerikaniſchen 
Warenbezüge aus Polen auf das amerikaniſche Polentum 
geſetzt werden können, nicht allzu groß ſind. Von ins⸗ 
gleſaamt angeblich 4 Mill. Polen in U S A. find 
(nach der „Gazeta Polska“) 67 Prozent im Bergbau, 
Hütten⸗ und Eiſenbahnweſen beſchäftigt, 
und zwar im allgemeinen als ungelernte Arbeiter 
bei ſchweren und wenig einträglichen Arbeiten. Etwa 
10 Prozent der amerikaniſchen Polen find in der Land⸗ 
wirtſchaft tätig: die übrigen, etwas über 20 Prozent, 
verteilen ſich auf das Handwerk, den Handel, die 
kleine Induſtrie und die Intelligenz. Die letztere 
iſt unter dem amerikaniſchen Polentum mit 0,25 Pro- 
zent äußerſt ſchwach vertreten; fie befteht zur 
Hauptſache aus den Lehrern in polniſch⸗amerikaniſchen Schulen. 
Die „Gazeia Polska“ hebt hervor, daß das amerikaniſche 
Polentum faſt ganz des eigenen Produktionsapparates ent⸗ 
wehrt; die „Stowarzyszenie Polsko-Amerikanskich Kupcow 
i Przemyslowcow“ (Pol.-Amerikan. Vereinigung von Kauf⸗ 
leuten und Induſtriellen) in Chikago, die die größeren 
pomiſch⸗amerikaniſchen Unternehmer umfaßt, zählt kaum 
500 Mitglieder. Während das Durchſchnitts- 


vermögen in den USA. auf den Kopf der Bevölkerung 
auf 3000 Dollar veranſchlagt wird, iſt das der ameri⸗ 
kaniſchen Polen mit nicht mehr als 1200 
Dollar pro Kopf anzunehmen; die „Gazeta 
Polska“ ſchätzt es f insgeſamt 4,8 Mrd. Dollar. Die Ge⸗ 
ſamtzahl der polniſchen „Unternehmer“ in USA., die in 
eigenen Läden, handwerklichen Werkſtätten und Induſtrie⸗ 
betrieben beſchäftigt ſind, veranſchlagt das Blatt auf etwa 
100 000, wobei auf Chicago, Detroit und Pittsburg allein 
etwa 25 000 polniſche Handels „Unternehmer“ entfallen 
ſollen, von dieſen letzteren wieder auf Chicago etwa die 
Hälfte. Es handelt ſich hierbei aber größtenteils um ganz 
kleine Beſitzer von Waſchanſtalten, Klein⸗ 
gießereien, Deſtillateure, Mühlenbeſitzer 
und vorallem Inhaber von kleinen Lebens⸗ 
mittelgeſchäften, den ſog. „grocery stores“. Die 
„Gazeta Polska“ verweiſt darauf, daß gerade dieſe letzt⸗ 
genannten kleinen Geſchäfte augenblicklich eine ſehr ſchwere 
Kriſe durchzumachen haben. Die Möglichkeiten ihres Wett— 
bewerbs mit den großen Warenhäuſern und Kettenläden 
würden immer geringer, da die kleinen polniſchen Geſchäfts⸗ 
leute nicht jo billig verkaufen könnten, wie die große ameri> 


kaniſche Konkurrenz, die bei ihren Maſſenbezügen viel 


günſtigere Einkaufsmöglichkeiten habe. Der einzige Ausweg 
aus dieſer Kriſe ſcheint nach dem polniſchen Regierungsblatt 
in der Errichtung von Einkaufszentralen für dieſe 
kleinen Geſchäftsleute zu liegen, die ſich nur ſo die gleichen 
ſchern Einkaufsmöglichkeiten wie ihre große Konkurrenz 
ichern könnten. ö 5 7 
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Buchbeſprechungen 


Baba und ihre Kinder. Roman von Auguſt Scholtis. 
Bruno Caſſirer-Verlag, Berlin 1934. 325 Seiten. — Auguſt 
Scholtis gehört in die ſtattliche Reihe der jungen begabten 
Schriftſteller, die das heutige Oberſchleſien der deutſchen 
Literatur zu geben hat. Scholtis iſt gewiß einer der fähigſten 
und eigenwilligſten aus dieſer Reihe. Seine „Baba“ greift 
mitten hinein ins Leben des an den Fragen der Volkswer⸗ 
dung ſo reichen oberſchleſiſchen Landes. Unbekümmert um 
Vorurteile, derb oft in den Mitteln der Darſtellung, aber 
treffſicher in der Geſtaltung der Menſchen und in der litera— 
riſchen Wiedergabe des harten deutſchen Dialektes der zwei 
e oberſchleſiſchen Menſchen, zwingt und lockt er den 

tejer, ſich mit den völkiſchen Problemen dieſes Landes aus= 

einanderzuſetzen. Voll kräftiger Lebendigkeit ſind feine Ge⸗ 
ſtalten, die Baba vor allem, deren hartes Leben von der 
Sorge um ihre zahlreichen Kinder erfüllt und deren ſchweres 
Denken von den nationalen Zwieſpältigkeiten noch unberührt 
iſt, oder Matuſch, ihr älteſter Sohn, der äußerlich und inner— 
lich das Schickſal des ſozialen Aufſtiegs erlebt. In kleinen 
Epiſoden, die Scholtis oft nur mit wenigen Sätzen ſkizziert, 
tritt dieſer oder jener Weſenszug des oberſchleſiſchen Men: 
chenſchlages plaſtiſch hervor. Aus allem, was er ſchreibt, 
ühlt man heraus, daß Scholtis die Menſchen, die er ſchildert, 
in ihrem Denken und Handeln verſteht, weil er ſelber zu 
ihnen gehört. Wer ſich mit oberſchleſiſchen Volkstumsfragen 
befaßt, wird an dem literariſchen Schaffen Scholtis', gleich⸗ 
gültig, ob er es ablehnt oder anerkennt, nicht vorübergehen 
dürfen. Dr. K. 


Am Rande Europas. Tagebuchblätter polniſcher Reifen. 
Von Heinrich Koitz. Paul Kupfer-Verlag in Breslau. 1935. 
233 Seiten. Preis broſch. 4,50 7%, Leinen 5,80 RM, — 
Koitz hat in feinem Buche „Männer um Pilſudſki“ den an 
polniſchen Dingen intereſſierten Deutſchen die heute maß» 
gebenden Männer Polens näherzubringen verſucht. In dem 
vorliegenden Buche ſucht er der polniſchen Wirklichkeit, 
ihren wirtſchaftlichen und geiſtigen Hintergründen näher⸗ 
ukommen. Mußte Koitz ſchon bei ſeinen „Männern um 
Pilſadſki⸗ darauf hingewieſen werden, daß es nicht angeht, 
daß ein deutſcher Schriftſteller auf jede kritiſche Einſtellung 
zu den polniſchen Dingen verzichtet, ſo iſt ein ſolcher Hinweis 
bei dem vorliegenden Buche erſt recht notwendig. Unter 
Liebesleuten mag es üblich ſein, über Schwächen und Ver⸗ 
ſtöße des Partners den Mantel ſchweigender Duldung zu 
decken und die Wunſchbilder und Eitelkeiten des anderen 
Teiles in nachſichtiger Milde gelten zu laſſen. Derartige 
Gebräuche auf die politiſche Literatur anzuwenden, dürfte 


etwas abwegig fein. Koitz nennt ſein Buch „Tagebuchblätter 


polniſcher Reiſen“. Er hat ſich das Land und feine Menſchen, 
vor allem den polniſchen Oſten, „erwandert“, und die Ein⸗ 
drücke, die ihm ſeine Wanderungen vermittelt haben, nicht 
nur darzuſtellen, ſondern auch zu deuten verſucht. Bei der 
Behandlung ſchwieriger Probleme, etwa der Frage der 
landwirtſchaftlichen Uebervölkerung, beweiſt Koitz nur eine 
recht mäßige Veobachtungsgabe. Um ſo phantaſievoller gibt 
er ſich dafür in der Ausdeutung geſchichtlicher Vorgänge. 
Für das Eigengewicht z. B. der ukrainiſchen oder der 
litauiſchen Frage verrät ſein Buch nur wenig Verſtändnis. 
Einzelnen Erſcheinungen, wie etwa der von der polniſchen 
Regierung geförderten Gründung „loyaler“ Ukrainer— 
parteien, ſpricht er eine Bedeutung bei, die ſie zweifellos 
nicht beſitzen. Was er weiter von Wilna ſagt, das 
hätte auch ein an die „hiſtoriſche Miſſion“ ſeines Volkes 
bedingungslos glaubender Pole kaum parteiiſcher und kritik— 
loſer ausſprechen können. Der Vergleich, den er — ſo 
nebenbei — zwiſchen Gdingen und Wilna zieht, iſt nicht nur 
ſchief ſondern reichlich inſtinktlos. Man kann ſich, wenn man 
das Buch lieſt, ſehr häufig eines Lächelns nicht erwehren. 


Man fühlt ſich allzu oft bei dieſen Schilderungen an die 


leichte Schreibweiſe oberflächlich politiſierender Wan- 
dervögel erinnert. Wenn Koitz bei den Dingen, über die er 
berichtet, und bei den Gedanken, die er entwickelt, jeweils 
dazu geſetzt hätte, wer ihm das alles erzählt hat, dann hätten 
ſeine Tagebuchblätter als politiſches Material immerhin 
einigen Wert. Als eigene Meinung vorgetragen, aber ſetzen 
die lea politiſchen Deutungen und die verfehlten 
Darſtellungen, die das Buch in. viefer Hinſicht enthält, 
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den Verfaſſer ſelbſt der Kritik aus. Koitz ſelber ſpricht 
in bezug auf ſeine eigenen Worte mitunter von „Träumen“. 
Mit Traumdeutungen aber iſt der notwendigen Aufklärung 
der deutſchen Oeffentlichkeit über die polniſchen Dinge wenig 
gedient. Dr. K. 


Das Größere Deutſchland. Von Conſtantin Frantz. 
Herausgegeben von Eugen Stamm. Wilh. Gottl. Korn 
Verlag, Breslau 1935. 360 Seiten. Preis kart. 5,20 AM, 
Ganzleinen 6,50 AA. — Es iſt erſtaunlich, zu ſehen, wie 
Männer, die einer anderen politiſchen Epoche angehört 
haben, mitunter Ideen entwickelt haben, die zu ihrer Zeit 
nicht fruchtbar werden konnten, in der Gegenwart aber unſer 
Leben bewegen. 105 ihnen gehört Conſtantin Frantz. 
Sächſiſcher Pfarrersſohn, preußiſcher Legationsrat während 
der 50er Jahre, dann wegen ſeines Gegenſatzes zu Bismarck, 
der den jungen klugen Politiker hochſchätzte und ihn gern 
näher zu ſich herangezogen hätte, aus dem Dienſt aus⸗ 
geſchieden, griff Frantz als politiſcher Schriftſteller voll 
ſcharfer, aufbauender Kritik in die Zeitereigniſſe ein. Was 
er über den deutſchen Sozialismus, über Kirche und Juden⸗ 
tum, über Reich und Volkstum, über Deutſchlands euro⸗ 
päiſche Aufgabe uſw., zu ſagen hatte, das ſtellte ihn ſehr oft 
in ſcharfen Widerſpruch zu den Männern des Zweiten 
Reiches, verbindet ihn aber vielfach mit den Ideen unſerer 
Tage. Viel von dem, was er vorausſah, ſollte ſpäter für 
Deutſchland bittere Wirklichkeit werden: „Noch ein paar 
Jahrzehnte ſo fort“, ſchrieb er einmal über die Juden⸗ 
emanzipation, „und an die Stelle des ehemaligen Heiligen 
Römiſchen Reiches Deutſcher Nation wird ein Deutſches 
Reich jüdiſcher Nation getreten ſein.“ Seine Verurteilung 
des geſchichtlichen Weges, den das deutſche Volk im ver: 
gangenen Jahrhundert gehen mußte, mag uns heute mit⸗ 
unter ungerechtfertigt erſcheinen, und über die Grundlagen 
und Ziele einer deutſchen Außenpolitik, die er entwickelt, 
mögen wir heute in mancher Hinſicht anderer Auffaſſung 
ſein, — das hindert jedoch nicht, daß Frantz uns in den 
Schriften, die Eugen Stamm in geſchickter Auswahl vor— 
gelegt hat, durchaus gegenwartsnah anſpricht. Um ſo not⸗ 
wendiger aber iſt es, ſich bei der Lektüre des Buches immer 
des geſchichtlichen Abſtandes zu erinnern, der dieſen ſcharf⸗ 
innigen Denker von uns trennt. Iſt man ſich dieſes Ab⸗ 
tandes bewußt, dann wird man die Gedankengänge dieſes 

uches mit Anteilnahme und Nutzen verfolgen. ) 


Panzer und Motor in fremden Heeren. 72 ausgewählte 
neue Fotos mit Zahlenangaben und Erläuterungen von 
Dberftleutnant Walther Nehring. Ludwig⸗Voggenreiter⸗ 
Verlag, Potsdam. Preis 2,.— AAN. — „Noch geht der 
geiſtige Kampf um die Form und die Geſtaltung der 
Motoriſierung der Heere. Er iſt belanglos. Entſcheidend 
iſt die Tatſache der allgemeinen Erkenntnis vom revolu⸗ 
fionären Weſen des Motors, das ſich für die Kriegsführung 
in gleicher Weiſe auswirken wird, wie einſt die Erfindung 
des Schießpulvers und der Dampfmaſchine.“ An zahlreichen 
Bildern wird die Bedeutung des Motors für die Infanterie, 
Artillerie und Erkundung verdeutlicht. Die Kampfwagen, 
wie fie in den Heeren der hochgerüfteten Staaten üblich find, 
werden ebenſo wie die Tankabwehrmittel im Bilde gezeigt. 


Perſönliches 


Geburkstage: Oberpoſtſekretär i. R Eugen von Halaſz 
in Füſtenwalde (Spree). am 4. 7. 70 J. (v. H. wurde 1919 
durch die Polen in Szezypiorno interniert, dem ehemaligen 
Deutſchen Oſtbund gehört er feit deſſen Gründung an und 
11 N Zeit in Frankfurt (Oder) als Vorſtandsmitglied 
ätig. 
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wegen Familienverhältniſſen mein 
gutgehendes Zimmereigeſchäft. 
Konkurrenzlos und preiswert. An- 
zahlung nach Vereinbarung. a 
Fritz Gerhardt, Platkow PBoſt 
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Guſow (Oſtbahn). N 


